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Einleitung 
Diese Arbeit beschäftigt sich mit dem Thema der Sicherungsverwahrung. Diese ist schon seit 
vielen Jahren ein heiß umstrittenes Thema. Nun soll herausgefunden werden ob es Perspektiven 
für diese Form der Verwahrung gibt. Einleiten möchte ich die Arbeit mit den Ansätzen von 
Kriminalitäts- und Straftheorien, die ein Verständnis für die Zusammenhänge zwischen Per-
sönlichkeit und Strafverhalten entwickeln sollen. Schließlich kommt kriminelles Verhalten 
nicht von allein, sondern ist durch verschiedene Faktoren beeinflusst, die es zu erläutern gehört. 
Die Darstellung der totalen Institution Gefängnis soll verdeutlichen, dass sich dieses nicht nur 
durch Mauern und Stacheldraht abgrenzt, sondern auch durch eine eigene, stark gefestigte Ge-
fängnisgesellschaft  mit strikten Hierarchien.  
Ausschlaggebend für die Diskussion um die Sicherungsverwahrung, die Politik und Justiz vor 
neue Aufgaben gestellt hat, soll erläutert werden, worin die Unvereinbarkeit der EMRK mit der 
Maßregel der Sicherungsverwahrung besteht. Welche Hintergründe verbergen sich darin  und 
welche Lösungsansätze führen zu einer klar definierten Rechtsgrundlage? Die Neuordnung der 
Gesetzeslage soll erörtert werden, um aufzeigen zu können vor welchen Herausforderungen die 
Politik, die Justiz und das Hilfesystem stehen. Dabei sollen keine Vermutungen, oder Behaup-
tungen aufgestellt werden, ob die Umsetzung der Neuordnung zur Sicherungsverwahrung in 
der Praxis effektiv erfolgt und in welchem Ausmaß sie erfolgreich ist. Das würde dem Bereich 
der empirischen Forschung obliegen und das ist kein Bestandteil dieser Arbeit. Der Opferschutz 
rückt zwar, bezüglich der Neuregelung der Sicherungsverwahrung, politisch und rechtlich, 
durch diese Entwicklung noch mehr in den Fokus als bisher, wird aber im Rahmen dieser Arbeit 
keine Relevanz haben.  
Im Rahmen dieser Arbeit liegt der Schwerpunkt auf der Resozialisierung von Straftätern, die 
sich in der Sicherungsverwahrung befinden. Dabei soll aufgezeigt werden, wie es mit Hilfe der 
Sozialtherapie gelingen kann, diese schon während der Haft auf die Entlassung vorzubereiten. 
Die Zielstellung ist von Anfang bis Ende immer im Fokus. Es wird davon ausgegangen, dass 
die Strafgefangenen bereit dazu sind, an dieser Therapiemaßnahme teilzunehmen. Die „Fälle“ 
der Therapieverweigerer oder der nicht Therapierbaren, sollen für dieses Thema keine Beach-
tung finden. Straftäter in Sicherungsverwahrung können sowohl weiblich oder männlich, sowie 
Erwachsene als auch Jugendliche sein. Wenn von Straftätern gesprochen wird, ist in dieser Ar-
beit ausschließlich die Gruppe der männlichen Strafgefangenen gemeint. Zum einen, weil die 
Zahl der Frauen in Sicherungsverwahrung sehr gering ist und die empirische Sozialforschung 
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sie bislang eher außer Acht gelassen hat und zum anderen, weil die Arbeit mit weiblichen Straf-
gefangenen eine andere ist und den Rahmen dieser Arbeit sprengen würde. Das gilt auch für 
die Gruppe der jugendlichen Straftäter. Der Begriff der Strafgefangen ist auch gemeint, wenn 
die Begriffe Straftäter, Inhaftierte oder Gefangene verwendet werden.   
Betrachtung sollen vor allem die sozialtherapeutischen Anstalten und Abteilung bekommen. 
Hierzu soll aufgezeigt werden, was sich hinter dem Begriff der Sozialtherapie versteckt. Des-
weiter wird die Entwicklung sozialtherapeutischen Einrichtungen, im Zusammenhang mit der 
neuen gesetzlichen Grundlage und unter besonderer Hervorhebung der Klientel, verdeutlicht 
Letztlich sollen mögliche Therapieangebote vorgestellt werden und die Bedingungen für das 
Gelingen der sozialtherapeutischen Maßnahmen werden aufgezeigt. Abschließend soll ein kur-
zer Abriss zum Hilfesystem verdeutlichen, welche Präsenz und Bedeutung dieses nicht erst 
nach der Haftentlassung hat. 
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1. Grundgedanken und Theorien zu Kriminalität und Strafe 
1.1 Theorien der Kriminalität 
Kriminalität ist ein gesellschaftliches Problem, was seit Jahrtausenden existent ist. In unserer 
modernen Gesellschaft Um für die Arbeit mit Strafgefangen einen Ansatzpunkt finden zu kön-
nen, ist die Grundvoraussetzung, dass man versteht, wie Kriminalität entsteht bzw. wodurch 
ein Mensch kriminelle Verhaltensweisen erlangt, oder sich unbewusst aneignet. Woher kommt 
das kriminelle Verhalten bzw. wie entsteht es und wo liegen die Einflussfaktoren dafür. Das 
soll im Folgenden durch eine Auswahl an Kriminalitätstheorien erörtert werden. Eine Vielzahl 
von Theorien zur Kriminalität hat sich aus Diskussionen heraus entwickelt. Dabei sollen im 
Bereich dieser Arbeit vier wesentliche und meiner Meinung nach dem Thema entsprechende, 
aufschlussreiche Theorien vorgestellt werden. 
1.1.1 Theorie vom defekten Individuum 
Diese Theorie beschreibt die Annahme, dass kriminelle Verhaltensweisen angeboren seien. Der 
Mensch würde also laut dieser Aussage zum Verbrecher geboren oder nicht, je nachdem wie 
die genetische Konstellation im Körper aufgestellt ist. Die Annahme entwickelte sich durch 
medizinische Untersuchungen in der 2. Hälfte des letzten Jahrhunderts, hierbei wurden Gefäng-
nisinsassen auf biologisch-anthropologische Anomalien überprüft. Daraus entwickelte sich die 
Theorie des genetisch deformierten Individuums, was durch die Kriminalbiologie aufgegriffen 
wurde. Diese meinte noch in den 60er Jahren, dass ausgerechnet bei äußerst gefährlichen Ver-
brechern eine Erbanlage gefunden wurde, die man als „Mörderchromosom“ bezeichnete. Dies 
wurde mit einer auffallend stark ausgeprägten Aggressivität, bei den Untersuchten, begründet. 
Der Knackpunkt dieser Theorie ist jedoch, dass sämtliche äußeren Einflüsse vor allem die so-
zialen Faktoren dabei keine Beachtung fanden. Letztlich ist die begangene Tat gleich welche 
Schwere sie mit sich bringt immer eine Reaktion auf eine vorher stattgefundene Interaktion.1  
Aufgrund der Außerachtlassung, dieser Faktoren, die eine tragende Rolle spielen wird diese 
Theorie heut kaum noch Verwendung finden. 
1.1.2 Theorie von der defekten Sozialisation  
In dieser Theorie geht man nicht davon aus, dass Kriminalität genetisch veranlagt ist, sondern 
man verweist vielmehr auf die Sozialisation des Individuums in der Gesellschaft. Man geht 
davon aus, dass für eine fehlende  bzw. mangelhafte Sozialisation das Umfeld verantwortlich 
                                                          
1 Vgl. Riekenbrauk 2000, S.56/57 
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ist, also die Familie, Freunde, Schule uvm.. Diese sozialen Faktoren vermitteln dem Mensch 
(dem Kind oder Heranwachsenden) ein Werte- und Normensystem aus dem sich die kriminel-
len Verhaltensstrukturen entwickeln können. Die Theorien der Sozialisation begründen sich 
durch zahlreiche empirische Untersuchungen in denen festgestellt wurde, dass es Zusammen-
hänge zwischen kriminellem Verhalten und frühkindlichen Störungen, oder einer gestörten El-
tern-Kind Beziehung gibt. Aber auch andere Ansätze der Sozialisationstheorie erscheinen lo-
gisch. Sutherland2 beschreibt 1924 seine kriminologische Lerntheorie in der er sagt, dass der 
Kontakt zu Personen oder Gruppen mit kriminellen Verhaltensweisen den Ausgangspunkt für 
abweichendes kriminelles Verhalten darstellt. Die Theorie der kriminellen Subkultur von Co-
hen 1955 verdeutlicht dies. Er sagt, dass „…sich in sozial abgesonderten Gruppen (Jugend-
gangs, Banden) eigenständige Normen- und Wertvorstellungen heraus…“3 bilden. Diese Grup-
pen sind in ihrem Normen- und Wertesystems nicht konform mit dem der „allgemeinen“ Ge-
sellschaft. Ein letzter Ansatz dieser Kriminalitätstheorie sieht wie folgt aus. Dabei haben Be-
obachtungen in den USA ergeben, dass eine Vielzahl der Straftäter ihre Taten runterreden, ver-
schönern, oder auch neutralisieren. Dazu wurden bspw. Folgende Neutralisierungstechniken 
aufgestellt. Zum einen das Leugnen der Verantwortung, die Tat wird durch ungünstige Um-
stände begründet. Des Weitern wird der Schaden verleugnet bzw. kein Unrecht eingestanden, 
indem die Tat verharmlost wird. Außerdem erfährt das Opfer eine Schuldzuweisung für die Tat, 
indem dessen angebliches Fehlverhalten, als gerechte Strafe für diese begründet wird.4 
1.1.3 Theorie der defekten Sozialstruktur 
In der vorangegangenen Theorie lag das Augenmerk sehr stark auf dem Individuum selbst. 
Außer Acht gelassen, wurden dabei jedoch die gesellschaftlichen, sozialen und ökonomischen 
Faktoren, die eine Beeinflussung des Individuums darstellen. Der Einfluss der Struktur einer 
Gesellschaft und deren Werte- und Normenvorstellung nimmt in der Theorie der Sozialstruktur 
einen hohen Stellenwert ein. Ausschlaggebend für diesen theoretischen Ansatz ist die Ano-
mietheorie. Hierbei wird davon ausgegangen, „…daß es eine deutliche Kluft zwischen kulturell 
bestimmten Zielen und den sozial und ökonomisch zur Verfügung stehenden Mitteln zu ihrer 
Verwirklichung gibt.“5 Es herrscht also eine ungleiche Chancenverteilung für gesteckte oder 
erstrebenswerte Ziele im Verhältnis zu den Möglichkeiten, diese umsetzen zu können. Diese 
Gesellschaftsmitglieder, die darin benachteiligt sind, fühlen sich unter Druck gesetzt und somit 
                                                          
2  Edwin H. Sutherland - Kriminalsoziologe 
3 Riekenbrauk 2000; S. 58 
4 Vgl. Riekenbrauk 2000, S. 58 
5  Ebd. S. 59 
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führt das Ziel des unbedingten Erreichens der gesetzten Ziele dazu, dass sich illegaler Möglich-
keiten bedient wird. Man kann also laut dieses theoretischen Ansatzes die Ursache von abwei-
chendem Verhalten nicht in dem Individuum selbst oder dessen Sozialisationsprozesses suchen. 
Vielmehr liegt die Ursache „…in der sozialen und kulturellen Struktur der Gesellschaft“.6 Im 
Falle einer defekten Sozialisationsstruktur ergeben sich u.a. folgende Arten von Einstellungs- 
und Verhaltensmuster nach Merton7 Zum einen werden Ziele und Mittel bejaht, es erfolgt eine 
Anpassung. Die Ziele werden korrigiert oder fallen weg und die Mittel zur Umsetzung werden 
akzeptiert, sodass sich die Person mit der Situation arrangiert. Ziele und dazugehörige Mittel 
werden vernachlässigt und es erfolgt ein Rückzug aus der Gesellschaft. Die gesteckten Ziele 
bleiben bestehen jedoch werden, die geringeren Mittel, die nicht dazu führen, diese zu errei-
chen, durch illegale Mittel ersetzt. Das Problem an dieser Theorie ist, dass mit diesem Ansatz 
abweichendes Verhalten bezüglich einer materialistischen Zielsetzung zwar plausibel klingt, 
jedoch findet man für Aspekte wie Gewaltkriminalität mit diesem Ansatz keine Ursache für 
abweichendes Verhalten. Aus diesem Betrachtungspunkt heraus, soll die Theorie der Krimina-
lisierung verdeutlicht werden. 
1.1.4 Theorie der Kriminalisierung 
Als letzte der hier vorgestellten Theorien soll jetzt die Kriminalisierungstheorie betrachtet wer-
den. Hierbei ist die Kriminalität als solche der Mittelpunkt. „Kriminalität ist ein üblicher sozi-
aler Tatbestand. Er stellt die Kehrseite von sozialen Regeln dar und ist damit auch nur durch 
soziale Tatsachen erklärbar und dient der Erhaltung der gesellschaftlichen Struktur durch Her-
ausbildung und Verdeutlichung von Verhaltensnormen. Kriminalität ist geradezu funktional für 
die Gesellschaft, ein integrierender Teil jeder gesunden Gesellschaft.“8 Bei diesem Ansatz wird 
Kriminalität per Definition bestimmt, d.h. ein kriminelles Verhaltensmuster wird aufgrund ei-
ner definierten Straftat zugeschrieben. Grund dafür ist, dass „…von sog. Dunkelfelduntersu-
chungen konnte nachgewiesen werden, daß die den Strafverfolgungsinstanzen bekannt gewor-
denen Straftaten nur einen Teil der insgesamt vorkommenden Kriminalität einer Gesellschaft 
darstellen. Aus verschiedenen Gründen bleibt eine Vielzahl von Delikten und damit von Delin-
quenten unsichtbar, so daß eine Grenzziehung zwischen der Gruppe „der Kriminellen“ und der 
der „Nicht Kriminellen“ nicht möglich ist.“9 Demnach ist also das Verhalten des Individuums 
nicht ausschlaggebend, sondern die Definition des kriminellen Verhaltens, was zugeschrieben 
                                                          
6 Riekenbrauk 2000, S. 59  
7 Robert Merton –Amerikanischer Soziologe 
8 Durkheim 1968, S. 3 
9 Riekenbrauk 2000, S. 60 
S e i t e  | 7 
 
wird. Dies geschieht durch die Kontroll- und Strafverfolgungsinstanzen. Aus diesem theoreti-
schen Ansatz hat sich die Theorie des Labeling Approach entwickelt. Der bekannteste deutsche 
Vertreter dieser Theorie ist Fritz Sack10. Demnach ist die Kriminalität das Ergebnis eines Defi-
nitionsprozesses und nicht die Eigenschaft eines Verhaltens. Wie oben beschrieben wird nur 
ein Teil der begangenen Straftaten ausgewählt, welche dann als kriminell etikettiert werden 
(Etikettierungsansatz). Diese Stigmatisierung erreicht meist nur in unteren Randgruppen an Be-
deutung. Es besteht die Forderung an die Kriminologie, diese Mechanismen der Kriminalität 
zu analysieren. Das Anliegen des theoretischen Labeling Approach Ansatzes ist sich diese Me-
chanismen „…für eine empirische Kontrolle der (Un-) Gleichheiten in der Anwendung des 
Straf(-prozeß)rechts nutzbar zu machen.“11 Der Knackpunkt dieses Ansatzes ist jedoch, dass 
die Vertreter der Überzeugung sind, dass man auf die Kriminalitätstheorien, die durch Ursachen 
begründet sind, verzichten kann. Aufgrund der erwähnten Dunkelfeldforschung ist aber auch 
klar, dass „…ein Wissen über Verhaltensweisen im Dunkelfeld…“ existent ist, weil sonst diese 
Differenzierung gar nicht stattfinden könnte. Es wäre zu einfach zu sagen, wenn ein krimineller 
Status vorherrscht ist es Kriminalität und wenn dieser nicht vorhanden ist, dann ist es keine 
Kriminalität. Nicht außer Acht zu lassen ist bei diesem Ansatz, dass es ratsam scheint, Krimi-
nalität nicht nur per Definition zu stigmatisieren, sondern ebenso die Ursachen für Kriminalität 
einzubeziehen.  
1.2 Die Theorie des Strafens 
Es stellt dich die Frage nach der Legitimation des staatlichen Strafens. Woher nimmt der Staat 
den Anspruch für sich, auf gesellschaftliche Konflikte mit Bestrafung zu reagieren? Immerhin 
geschieht durch Sanktionen wie die Freiheitsstrafe ein enormer Eingriff in die Entfaltungsfrei-
heit des Einzelnen. Der Staat nimmt durch das Strafen die materielle sowie persönliche Ver-
nichtung eines Menschen in Kauf. Schaut man in der Geschichte zurück, so wurden derartige 
Konflikte, die mit Verbrechen im Zusammenhang stehen früher intern, also im Kreis der Fami-
lie und Freunde selbst geregelt. Erst im Mittelalter kristallisierte sich die Macht des Strafens als 
Aufgabe der Obrigkeit des Fürstentums heraus. Das Strafen hat sich von einer Privatangelegen-
heit zur Aufgabe des Staates entwickelt. Die Tat wurde als Angriff gegen die Macht des Staates 
oder des Herrschers angesehen. Somit wurde aus dem Strafen eine Darstellung der Machtposi-
tion, die im Mittelalter durch öffentliche Hinrichtung und Verbrennung, demonstriert wurde. 
Die Ausübung der Strafe dienste als Machtsicherung und öffentliche Befriedigung. Aus diesen 
                                                          
10 Deutscher Soziologe und Kriminologe 
11 Riekenbrauk 2000, S.61 
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Anfängen des Strafens haben sich moderne Legitimationsversuche des Strafens entwickelt und 
es sind Straftheorien von Aufklärung, Rationalität und Humanität entstanden.12  
1. Die Theorie der Vergeltung 
Der Ansatz bei dieser Theorie ist der Gerechtigkeitsgedanke. Die Straftat stellt dabei eine Ver-
letzung der Gerechtigkeit dar und nur durch das Strafen kann diese wiederhergestellt werden. 
Das klingt nach der Methode, „Wie du mir, so ich dir“ oder „Auge um Auge, Zahn um Zahn“ 
wie es Riekenbrauk in seiner Einführung in das Strafrecht beschreibt. Nach dieser Theorie fin-
det durch die Bestrafung ein gerechter Ausgleich zur Schuld des Täters statt. Dabei ist aber der 
Grundgedanke dieser Theorie nicht, der Ausgleich der Schuld oder das Sühnen der Schuld, es 
geht nur um den Vollzug der Strafe und das Leiden, was der Täter durch diese Strafe erfährt. 
Es besteht also weder der Gedanke, den Vollzug der Strafe als Abschreckung vor erneuten 
Straftaten zu verwenden, noch „…die Sicherung und Besserung des Täters…“13 zu bezwecken.  
2. Theorie der Generalprävention  
Bei dem theoretischen Ansatz der Generalprävention besteht die Kernaussage darin, dass die 
Androhung und Vollstreckung der Strafe einen präventiven Charakter hat. „Die Generalprä-
vention bedeutet die Abschreckung der Allgemeinheit.“14 Sinn und Zweck ist die Abwehr zu-
künftiger Straftaten durch den Täter, was man als negative Generalprävention bezeichnet. An-
dererseits soll durch die alleinige Strafandrohung der Strafe das Rechtsbewusstsein gestärkt 
werden. Dies wird als positive Generalprävention bezeichnet.  
3. Theorie der Spezialprävention  
Im Gegenteil zur vorangegangenen Theorie, die sich auf die Allgemeinheit bezieht, steht bei 
dieser Theorie das einzelne Individuum im Fokus. Dieser Theorie vertritt den Grundgedanken, 
dass der Täter von dem Begehen weiterer Straftaten nur durch Resozialisierung abgehalten wer-
den kann. Ein weiterer Zweck, den diese Theorie des Strafens erfüllen soll ist der Schutz der 
Allgemeinheit. Dahinter steht der Begriff des Sicherungszwecks, der durch Franz v. Liszt15 
begründet wurde. Hauptsächliche Aussage dieser Theorie ist die Wiedereingliederung in die 
Gesellschaft, statt mit Vergeltung zu drohen oder zu strafen. 
 
 
                                                          
12 Vgl.Riekenbrauk 2000, S.39 
13 Ebd. S. 39 
14 Riekenbrauk 2000, S. 40 
15 Franz v. Liszt - Strafrechtswissenschaftler 
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4. Die Vereinigungstheorie 
Die vierte Theorie wird im Bereich der Strafrechtswissenschaft mittlerweile übereinstimmend 
als eine Vereinigung der drei vorherig benannten Theorien angesehen. Keine der drei Theorien 
wäre in der Lage eigenständig eine klare Position für das Strafverhalten aufzuzeigen. „Die Ver-
bindung der genannten Straftheorien führt zu der Überlegung, daß die Strafe durch das Maß der 
Tatschuld begrenz wird, daß also niemand aus spezial- oder generalpräventiven Gründen  harter 
bestraft werden darf, als es dem Gewicht seiner Tat und seines persönlichen Verschuldens ent-
spricht“.16 
In diesem Kapitel ging es um die Annäherung an eine Auswahl von Kriminalitäts- und Strafthe-
orien. Völlig verschiedene Ansätze haben sich ergeben. An dieser Stelle soll keine Diskussion 
über die Effektivität der einzelnen Theorien geführt werden, denn jeder Ansatz in sich ist für 
die Erläuterung der Begriffe plausibel. Die Straftheorien sollen dabei nur ein Einblick in die 
Entwicklung des Strafverständnisses darstellen. Im Zusammenhang mit den Sozialisationspro-
zessen und der vorherrschenden Sozialstruktur unserer Gesellschaft und dem Ziel einer erfolg-
reichen Sozialtherapie für die Straftäter, scheint mir der theoretische Ansatz der defekten Sozi-
alisation bzw. der der defekten Sozialstruktur (Anomietheorie) am geeignetsten. Schließlich 
kann man Kriminalität nicht mit nur einem dieser Ansätze erklären, dafür ist diese Thema viel 
zu komplex und von daher erscheint mir die Anwendung dieser beiden Theorien, für die Gruppe 
der besprochenen Straftäter, sehr aufschlussreich zu sein. Es wird also davon ausgegangen, dass 
sich die kriminellen Verhaltensmuster der Straftäter durch die Gesellschaftsstruktur und deren 
Leistungsdruck zum Erreichen von Zielen (nur möglich wenn genügend Mittel zur Verfügung 
stehen) entwickeln, sowie das kriminelle Verhaltensmuster durch eine missglückte Sozialisa-
tion schon in der Phase des Aufwachsens herausgebildet werden und das aufgrund dessen eine 
Störung der Entwicklung der Persönlichkeit vorliegt 
  
                                                          
16 Riekenbrauk 2000, S. 41 
S e i t e  | 10 
 
2. Die totale Institution Gefängnis 
Die Institution Gefängnis ist keine durch unsere moderne Gesellschaft geprägte Einrichtung. 
Blickt man in der Geschichte zurück, so findet man die Anfänge des Strafvollzugs bereits im 
Mittelalter. Da noch als Kerker oder Folterkeller bezeichnet, wurden Menschen auf brutalste 
Art und Weise erniedrigt und fanden meist einen grausamen Tod. Die Todesstrafe wurde im 
17./18. Jahrhundert durch die Freiheitsstrafe verdrängt und man sprach mittlerweile von Zucht-
häusern oder Anstalten. Die hatten zumeist den Sinn vor allem Nichtsesshafte, Landstreicher, 
Waisenkinder (meist Jugendliche), Kriminelle uvm. unterzubringen, weil die Straßen von die-
sen Menschengruppen überfüllt waren. Meist war die Dauer der Inhaftierung unbekannt und 
oftmals fand dies eher willkürlich und aus niederen Beweggründen statt.17 Fast ausschließlich 
wurden die Inhaftierten zu Zwangsarbeit „verdonnert“, ohne dass dabei eine Unterscheidung 
des Geschlechts, des Alters oder des Gesundheitszustandes gemacht wurde. Wer im Zuchthaus 
saß, musste arbeiten, wer nicht wollte oder konnte wurde mit Prügel bestraft.18 In der Mitte des 
18. Jahrhunderts findet man erstmals Grundgedanken über die Trennung von gefährlicher Ge-
sinnung und Gewohnheitsverbrechern. Lebensgeschichten wurden notiert, um Anhaltspunkte 
für die kriminellen Veranlagungen zu finden. Franz v. Liszt hat 1882 ein Reformprogramm 
entwickelt, indem nun nicht mehr der Akt der Vergeltung wesentlich war, sondern die Bekämp-
fung des Verbrechens rückte mehr und mehr in den Vordergrund. „Ziel des Strafvollzugs sei 
nicht mehr Vergeltung, sondern Sicherung der stattlichen Ordnung“19 Mitte des 19. Jahrhun-
derts entstand durch ein Kongress der Gefängnisreformer erstmals die Möglichkeit für Inhaf-
tierte Briefe zu erhalten und Besuch zu empfangen. Erste Vereine für Gefangenenhilfe bildeten 
sich heraus. Die überfüllten Zuchthäuser führten zu vorzeitigen Entlassungen und Auferlegung 
einer Geldstrafe. Auch damals Anfang des 20. Jahrhunderts war der Grundgedanke der Besse-
rung zur Sicherung der Allgemeinheit existent. Jedoch lag der Schwerpunkt auf der Resoziali-
sierung durch Arbeit. Der Gefangene sollte an die Arbeit nach der Entlassung vorbereitet sein 
um seinen wesentlichen Beitrag für die Gesellschaft leisten zu können. In der Zeit des Natio-
nalsozialismus, wurden die Zuchthäuser durch technische Überwachungsanlagen (Telefonsys-
teme) spezialisiert und die Strafen und Unterbringungsbedingungen wurden verschärft. Zu Be-
ginn der 70 er Jahre des letzten Jahrhunderts wurden erste Entwürfe für ein Strafvollzugsgesetz 
                                                          
17 Vgl. Ortner 1988, S. 20 
18 Vgl. Ortner 1988, S.23 
19 Ortner 1988, S. 30 
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ausgearbeitet. Darin tauchten plötzlich Forderungen wie Hafturlaub, Arbeitsentgelt, sozialthe-
rapeutische Betreuung uvm. auf.20 
Zwei wesentliche Paragraphen des StVollzG lauten wie folgt: 
§ 2 StVollzG Aufgaben des Vollzuges 
Im Vollzug der Freiheitsstrafe soll der Gefangene fähig werden, künftig in sozialer Ver-
antwortung ein Leben ohne Straftaten zu führen (Vollzugsziel). Der Vollzug der Frei-
heitsstrafe dient auch dem Schutz der Allgemeinheit vor weiteren Strafen. 
§ 3 StVollzG Gestaltung des Vollzuges 
(1) Das Leben im Vollzug soll den allgemeinen Lebensverhältnissen so weit wie mög-
lich angeglichen werden. 
(2) Schädlichen Folgen des Freiheitsentzuges ist entgegenzuwirken. 
(3) Der Vollzug ist darauf auszurichten, daß er dem Gefangenen hilft, sich in das Leben 
in Freiheit einzugliedern. 
Das StVollzG von 1976 hat bis heute Bestand und stellt die Pflichten der Vollzugsbehörden 
auf. Es beinhaltet u.a. die Bedingungen unter denen der Vollzug der Haft- bzw. Freiheitsstrafe 
stattzufinden hat, sowie die Voraussetzungen für eine verfassungsrechtliche Unterbringung und 
des Recht bzw. den Anspruch auf therapeutische Maßnahmen zur Verwirklichung der Resozi-
alisierungsziele des Strafvollzugs. 
Exkurs Strafvollzug: 
„Der Vollzug der Freiheitsstrafe und der freiheitsentziehenden Maßnahmen der Besserung und 
Sicherung […] erfolgt aufgrund des 1976 beschlossenen Strafvollzuggesetzes (StVollzG). Es 
regelt die Rechte und Pflichten der Gefangenen und Untergebrachten sowie die Leistungs-
pflichten  und Eingriffsbefugnisse der Vollzugsbehörden. Vollzugsziel soll die Fähigkeit des 
Gefangenen sein, künftig in sozialer Verpflichtung ein Leben ohne Straftaten zu führen […]; 
der Vollzug soll aber auch zum Schutz der Allgemeinheit vor weiteren Straftaten dienen. Die 
Gestaltung des Vollzugs soll den allgemeinen Lebensverhältnissen soweit wie möglich angegli-
chen werden; der Gefangene soll bei der Gestaltung seiner Behandlung und an der Erreichung 
des Behandlungsziels mitwirken. Die Behandlung erfolgt aufgrund eines von Anfang an aufge-
stellten Vollzugplans, der Angaben über die Art der Unterbringung (geschlossener oder offener 
Vollzug), über Arbeitseinsatz und Maßnahmen der  Berufsbildung u.a.m. enthalten muß. Zur 
                                                          
20 Vgl. Ortner 1988, S. 37 
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Arbeit ist der Gefangene verpflichtet; Maßnahmen der Berufsbildung bedürfen seiner Zustim-
mung. Für seine Tätigkeit erhält er ein Arbeitsentgelt. Dieses beträgt ab 1977 5% des durch-
schnittlichen Arbeitsentgelts aller Versicherten der  Rentenversicherung der Arbeitgeber und 
Angestellten; es soll im Laufe der Jahre gesteigert werden. Damit verbunden ist eine Aufnahme 
in die  Arbeitslosenversicherung. Ab 1980 sollen die Gefangenen Mitglieder der gesetzlichen 
 Krankenversicherung, ab 1985 der  Rentenversicherung werden.“21 
Die Gesetzgebung um den Strafvollzug ist eine Gratwanderung. Einerseits muss eine Strafe für 
eine Tat erfolgen, andererseits besteht die Pflicht der Wahrung der Rechte des Individuums. 
Mit der Einführung der Sicherungsverwahrung sind diese Rechte des Einzelnen verletzt worden 
und dies gilt es zu beheben. Im folgenden Kapitel sollen daher die Zusammenhänge zwischen 
den Europäischen Menschenrechten und deren Verletzung durch die eingeführte nachträgliche 














                                                          
21 Kaller 2001, S. 429 
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3. Die Unvereinbarkeit der EMRK mit der nachträglichen Sicherungs-
verwahrung im deutschen Strafrecht 
3.1 Die Entwicklung von EMRK, ER und EGMR 
Die Ursprünge der EMRK stammen aus dem Jahr 1948 und ergeben sich aus der „Allgemeinen 
Erklärung der Menschenrechte und Grundfreiheiten“ (AEMR), die von der Generalversamm-
lung der Vereinten Nationen beschlossen wurden.22 „Während dies eine nur rein deklaratorische 
Erklärung gewesen ist, wurde mit der „Europäischen Konvention zum Schutze der Menschen-
rechte und Grundfreiheiten“ […] aus dem Jahr 1952, wurde durch die Mitglieder des Europarats 
erstmals ein völkerrechtlich bindender Katalog von Menschenrechten und Grundfreiheiten un-
terzeichnet, zu deren Einhaltung sich die unterzeichnenden Staaten verpflichteten, Art. 1 der 
Konvention.“23 (Anlage 1) Im Laufe der letzten Jahrzehnte hat die Entwicklung der EMRK 
immer mehr an Bedeutung gewonnen und sie nimmt Einfluss auf nahezu jeden nationalen 
Rechtsbereich.  Die letzten Jahre haben gezeigt, wie viel Einfluss die EMRK hat. Immer häu-
figer wird in den Urteilsverkündungen ein Bezug zur EMRK hergestellt. „Eine Ursache für 
dieses Phänomen […] kann in der stark zunehmenden Anrufung des Europäischen Gerichtshofs 
für Menschenrechte (EGMR) gesehen werden, […]. Dem Gerichtshof obliegt die letztinstanz-
liche Auslegung der Konvention sowie die Feststellung, ob diese durch einen Mitgliedsstaat 
verletzt wird.“ 24 Dies hat unter anderem auch zu Verurteilungen der Bundesrepublik Deutsch-
land geführt. Die EMRK gehört zu den bis heute bedeutendsten Konventionen des Europarates. 
Dieser gründete sich „…am 5. Mai 1949 durch die Unterzeichnung des Londoner Vertrages 
von zehn westeuropäischen Staaten: […].“ Das „Ziel der internationalen Organisation ist nach 
Art. 1 der Satzung die gesamteuropäische Integration.“ 25 Der Europarat ist im Gegensatz zum 
Europäischen Gerichtshof kein Organ, sondern ein „…Zusammenschluss europäischer Staaten 
zur Herstellung größerer Einheit, zwecks Wahrung des gemeinsamen europäischen Erbes und 
der Förderung des wirtschaftlichen und sozialen Fortschritts.“26 Die EMRK entwickelte sich 
durch den vom 7. bis 11. Mai 1948 in Den Haag tagenden Europäischen Kongress. Dieser stellte 
die Verpflichtung zur Schaffung einer Menschenrechtssatzung auf. Am 12. Juli 1949 wurde 
dem Ministerrat ein Entwurf für die spätere EMRK vorgelegt. Die Unterzeichnung der Kon-
vention erfolgte schließlich am 4. November 1950 in Rom durch dreizehn Staaten (Belgien, 
                                                          
22 Zieschang 2006, S. 52 
23 Ebd. S. 52 
24 Ebd. S. 53 
25 Ebd. S. 57 
26 Ebd. S.58 
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Bundesrepublik Deutschland, Dänemark, Frankreich, Irland, Island, Italien, Luxemburg, Nie-
derlande, Norwegen, Saar, Türkei, Vereinigtes Königreich). Die EMRK wird durch den Staat 
mittels Gesetz ratifiziert. Das bedeutet, dass ein Staat die Konvention als einen völkerrechtli-
chen Vertrag als rechtskräftig und verbindlich machend bestätigt. In Kraft getreten ist die 
EMRK am 3. September 1953. Die Bekanntmachung erfolgte jedoch erst am 15.Dezember 
1953, da laut „…Art. 59 Abs. 2 EMRK, Art. 66 EMRK a.F., ein völkerrechtliches Inkrafttreten 
der Konvention von der erfolgten Hinterlegung von zehn Ratifikationsurkunden abhängig…“27 
ist. (Anlage 1) Der zehnte Mitgliedsstaat der diese Konvention ratifizierte, war Luxemburg am 
3. September 1953.28 Durch zusätzliche Protokolle im Laufe der Jahre, wurde die EMRK stän-
dig erweitert und auch die Zahl an festgesetzten Menschenrechtsgarantien, die sie beinhaltet 
stieg dadurch stetig. Grundsätzlich verpflichtet also die EMRK die jeweiligen Mitgliedsstaaten, 
die verankerten Garantien zu gewährleisten. Dabei wird aber nicht durch die EMRK festgelegt, 
wie dies zu geschehen hat, sondern das obliegt allein, der Rechtsprechung des jeweiligen Mit-
gliedsstaates. Die Wahrung und Gewährleitung der Rechte, Pflichten und Garantien der EMRK 
untersteht dem EGMR. Dieser wurde als Organ der EMRK am 21.Januar 1959 gegründet.29 Er 
ist das oberste rechtsprechende Organ der EU und wurde „…durch das elfte Protokoll, vom 
11.Mai 1994 mit Ablauf der Übergangsperiode zur alleinigen Entscheidungsinstanz über die 
Verletzung der Konvention umgebildet.“30 Grundsätzlich ist der EGMR jedoch die letzte In-
stanz. Vorrangig ist die im jeweiligen Mitgliedsstaat gültige Rechtsprechung. Diese wird in der 
Bundesrepublik Deutschland durch das Bundesverfassungsgericht, mit Sitz in Karlsruhe, aus-
geführt. „…da dessen Entscheidungen einen besonderen Stellenwert haben, der sich aus Art. 
94 GG und § 31 Abs. 2 BVerfGG ableitet.“31 (Anlage 2 und 3) Dies ist jedoch nur der Fall, 
wenn durch die Rechtsprechung des Mitgliedsstaates die Einhaltung der Menschenrechtsgaran-
tien gewährleistet ist. Die alleinige Entscheidungsgewalt des EGMR, über die Einhaltung der 
EMRK führte dazu, dass dieser in seinem Urteil vom 17. Dezember 2009 entschied, dass die in 
der Bundesrepublik Deutschland verhängte Sicherungsverwahrung, genauer die nachträgliche 
Anordnung der Sicherungsverwahrung (Anlage 8), gegen Artikel 7 EMRK (Anlage 1) verstößt. 
Dieser besagt, dass es keine Strafe ohne Gesetz geben darf. Da sich die Sicherungsverwahrung 
in der Art der Unterbringung kaum, bis gar nicht vom normalen Freiheitsentzug unterscheidet, 
ist dies als eine weitere Strafe für eine nicht begangene Tat anzusehen und somit für menschen-
                                                          
27 Zieschang 2006, S. 59 
28 Vgl. Zieschang 2006, S. 59 
29 Vgl. Zieschang 2006, S. 63 
30 Zieschang 2006, S. 63/64 
31 Ebd. S. 69/70 
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unwürdig und rechtswidrig erklärt worden. Was nun genau unter dem Begriff der Sicherungs-
verwahrung zu verstehen ist und wie sich diese bis zum heutigen Tag entwickelt hat, soll im 
folgenden Punkt aufgezeigt werden.  
3.2 Hintergründe und Entwicklung der Sicherungsverwahrung 
„Die Unterbringung in der Sicherungsverwahrung gehört zu den sog. Maßregeln der Besserung 
und Sicherung […]. Sie stellen neben der Strafe den zweiten – selbstständigen –Grundtypus 
von Straftatfolgen im geltenden Recht dar; insofern spricht man im Strafrecht vom System der 
Zweispurigkeit.“ 32 Diese Zweispurigkeit ergibt sich aus den Rechtsfolgen der Straftat, welche 
sich unterscheiden in Strafen und Maßregeln der Besserung und Sicherung. Das Strafen ist da-
bei die Antwort auf die Schuld und wird noch in Hauptstrafen (Freiheitsstrafe, Geldstrafe usw.) 
und Nebenstrafen (Fahrverbot) unterteilt. Hingegen die Maßregeln der Besserung und Siche-
rung die Antwort auf die Sozialgefährlichkeit darstellen. Auch diese werden unterteilt in mit 
Freiheitsentziehung (Unterbringung in einem psychiatrischen Krankenhaus, einer Entziehungs-
anstalt und der Sicherungsverwahrung) und ohne Freiheitsentziehung (Führungsaufsicht, Ent-
zug der Fahrerlaubnis, Berufsverbot usw.).33 Die Sicherungsverwahrung ist die schärfste Maß-
regel, die im deutschen Strafrecht verankert ist und sie wird nur im Zusammenhang mit einer 
Freiheitsstrafe verhängt. Heute ist die Sicherungsverwahrung im Strafgesetzbuch (StGB)§§ 66, 
66a, 66b und 66c StGB verankert (Anlage 4).  Erstmals tauchte der Begriff der Sicherungsver-
wahrung, wie wir sie aktuell noch haben, in der Zeit der Nationalsozialisten auf. „Mit dem am 
24. November 1933 erlassenen „Gesetz gegen gefährliche Gewohnheitsverbrecher“ wurde das 
zweispurige Sanktionssystem begründet: […]“…es „…wurden „Maßregeln der Sicherung und 
Besserung“ eingeführt – darunter die Sicherungsverwahrung.“34 Diese Maßregel soll einen prä-
ventiven Zweck erfüllen, nämlich Verbrechen, die in der Zukunft entstehen könnten zu verhin-
dern und gleichzeitig sollen Straftäter, die auch nach ihrer Entlassung als gefährlich gelten, in 
Verwahrung gehalten werden. Mit gefährlich ist eine Gefahr für die Sicherheit der Bevölkerung 
gemeint. Die 1933 entstandene Sicherungsverwahrung wurde auch nach dem Zweiten Welt-
krieg unverändert in das Strafgesetz übernommen, sodass es weiterhin keine zeitliche Begren-
zung gab. Erst Ende der 60er Jahre kam es zu einer Änderung und seit 1975 wurde eine Höchst-
verwahrgrenze von zehn Jahren festgesetzt. In den späten 90er Jahren verursachte eine Häufung 
von Fällen des Kindesmissbrauchs durch entlassene Straftäter, eine erneute Verschärfung des 
Gesetzes. Somit wurde die Höchstdauer 1998 vorerst wieder abgeschafft und der Begriff der 
                                                          
32 www.krimlex.de  
33 Vgl. Riekenbrauk 2000, S. 112 
34 Die Welt Artikel - Thorsten Jungholt vom 04.Mai 2011, verfügbar am 13.12.2013, um 11:17 Uhr 
     http://www.welt.de/politik/deutschland/article13341342/Deutschland-muss-jetzt-therapieren-statt-wegsperren.html 
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vorbehaltenen Sicherungsverwahrung im Gesetz verankert. Darunter versteht man eine durch 
das Gericht im Urteil angedrohte Sicherungsverwahrung. Diese wird  vor Ablauf der Haftstrafe 
durch eine sognannte Gefährlichkeitsprognose (Kapitel 4) überprüft und kann somit zusätzlich 
verhängt werden. Seit 2004 wurde die nachträgliche Sicherungsverwahrung hinzugefügt. Der 
Unterschied zur vorbehaltenen Sicherungsverwahrung bestand darin, dass diese Maßregel nicht 
mehr im Urteil angeordnet werden musste, sondern sie konnte erst kurz vor Ablauf der Haftzeit 
nachträglich verhängt werden, ohne sie überhaupt im Urteil zu erwähn. Des Weiteren bestand 
nun auch die Möglichkeit, Sicherungsverwahrte über die Höchstdauer von zehn Jahren hinaus, 
auf unbestimmte Zeit unter Verschluss zu halten.35 Der Vollzug der Sicherungsverwahrung ist 
im Strafvollzuggesetz (StVollzG) §§ 129 bis135 StVollzG (Anlage 5) verankert. Diese regeln 
die Unterbringung und den Umgang mit den Sicherungsverwahrten. Speziell § 140 StVollzG 
(Anlage 5) regelt die zwingende Unterscheidung zur Unterbringung während der Freiheits-
strafe. Das StVollzG zählt in Deutschland zwar zum Bundesrecht, es kann aber auch gemäß 
Art. 125 a Abs. 1 GG (Anlage 2 auf das Landesrecht übertragen werden. Dies haben eine Bun-
desländer genutzt, sodass mehrere Landes StVollzGe entstanden sind, die eine eigenmächtige 
Regelung der Sicherungsverwahrung mit sich bringen. Die Konsequenz, die sich daraus ergab, 
war ein stetiger Anstieg von Inhaftierten in der Sicherungsverwahrung. „Aus etwas über 100 
Verwahrten, Anfang der 90er Jahre, wurden 257 im Jahr 2001, inzwischen sitzen rund 500 
Personen ein.“36 (Vergleiche Tabelle in Anlage 12) Der Gesetzgeber war gezwungen in kurzer 
Zeit gesetzliche Regelungen zu schaffen, welche die Bevölkerung vor den nicht therapierbaren 
Straftätern schützen sollen. Im Jahr 2004 wurde das zu einem Problem für die Bunderepublik 
Deutschland, da das Bundesverfassungsgericht erstmals zur Verbesserung der Gesetzgebung 
für die Sicherungsverwahrung aufgefordert hat. Zu dieser Zeit wurde die Verfassungsbe-
schwerde zur nachträglichen Sicherungsverwahrung noch vom BVerfG  zurückgewiesen. Am 
17. Dezember 2009 kam das Urteil vom Europäischen Gerichtshof für Menschenrechte gegen 
die Bundesrepublik Deutschland. Dieser bemängelte die scharfe Vorgehensweise mit der nach-
träglichen Sicherungsverwahrung und die Option, diese rückwirkend verlängern zu können. 
Wie bereits im vorherigen Abschnitt angesprochen, liegt hier ein Verstoß gegen Artikel 7 
EMRK. Da dieser besagt, dass es keine Strafe ohne Gesetz gibt wurden die §§ 66,66a und 66b 
StGB durch das BVerfG für verfassungswidrig erklärt. Der Umgang und die Unterbringung der 
                                                          
35 Die Welt Artikel – von Thorsten Jungholt vom 04.Mai 2011, verfügbar am 13.12.2013, um 11:17 Uhr 
     http://www.welt.de/politik/deutschland/article13341342/Deutschland-muss-jetzt-therapieren-statt-wegsperren.html 
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Sicherungsverwahrten, hatte bis zu diesem Zeitpunkt kaum Unterschiede zur normalen Haft-
strafe, sodass dies eine nicht mit dem EMRK zu vereinbarende stumpfe Verlängerung der Haft-
zeit sei und diese Maßnahme auch nicht mehr mit dem Schutz der Öffentlichkeit begründet 
werden könne. Am 13. Januar 2011 wurde durch das EGMR ein weiterer Verstoß gegen Artikel 
5 EMRK festgestellt. Dieser beinhaltet das Recht auf Freiheit und Sicherheit, was mit der deut-
schen Rechtsprechung nicht gegeben ist. Dadurch folgte am 4. Mai 2011  das Urteil durch das 
BVerfG, demnach ist die nachträgliche Sicherungsverwahrung auch durch diese Instanz für 
verfassungswidrig erklärt wurde. Demnach wurde entscheiden, dass „…alle Vorschriften des 
Strafgesetzbuches […] über die Anordnung und Dauer der Sicherungsverwahrung mit dem 
Freiheitsgrundrecht der Untergebrachten aus Art 2. Abs. 2 Satz 2 in Verbindung mit Art. 104 
Abs. 1 GG nicht vereinbar sind, weil sie den Anforderungen des Verfassungsrechtlichen Ab-
standsgebots nicht genügen.“37 (Anlage 2) Daraus ergab sich die Auflage für die Bundesregie-
rung, die Gesetzgebung zur Sicherungsverwahrung bis zum 31. Mai 2013 zu reformieren. Das 
Gesamtkonzept sollte nicht mehr auf dem „sinnlosen wegsperren“ beruhen, sondern eine Ef-
fektivität gewinnen, aus der sich ein „…freiheitsorientiertes und psychotherapeutisch ausge-
richtetes Gesamtkonzept, mit dem Ziel,  dem Sicherungsverwahrten die Perspektive für ein 
Leben nach der Inhaftierung zu geben.“38 entwickeln lässt. Bis zur Neuregelung der Gesetze 
und der vorgegeben Frist, sollten die bis dahin gültigen Regelungen mit Einschränkung weiter 
Anwendung finden können. Dies sollte dem Zweck dienen, dass der Gesetzgeber nicht abrupt 
gezwungen ist, alle sich in Sicherungsverwahrung befindenden Personen freilassen zu müssen. 
Das würde dem Grundgedanke der Sicherungsverwahrung, nämlich dem Schutz der öffentli-
chen Bevölkerung, kaum dienlich sein und würde auch für sämtliche Institutionen (Gerichte, 
Polizei, Verwaltung) die damit im engen Zusammenhang stehen, vor nicht zu bewältigende 
Probleme stellen.39 Dies bedeutete allerdings nicht, dass alle rund 500 Sicherungsverwahrten 
tatsächlich unter Verschluss bleiben. Entlassungen werden stattfinden müssen. Wie dies gesetz-
lich geregelt werden kann wird der folgende Abschnitt zeigen. 
 
  
                                                          
37 Bundesverfassungsgericht – Pressemitteilung zur Sicherungsverwahrung vom 04.Mai 2011, verfügbar am 02.12.2013 um 14:21 Uhr 
     https://www.bundesverfassungsgericht.de/pressemitteilungen/bvg11-031.html 
38
 Die Welt Artikel zur Sicherungsverwahrung Von Torsten Krauel, vom 04. Mai 2011, verfügbar am 13.12.2013 um 12:34 Uhr              
     http://www.welt.de/debatte/torstenkrauel/article13340169/Das-Ende-einer-aktionistischen-Irrfahrt.html  
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3.3 Die Übergangregelung und gesetzlich auszuführende Entlassungen 
Nach dem Urteil des BVerfG steht die Bundesregierung vor neuen Herausforderungen. Die 
Gesetzgebung um die Sicherungsverwahrung muss reformiert und neu geordnet werden. Was 
aber geschieht nun mit den sich derzeit in Sicherungsverwahrung befindenden Personen, wie 
soll mit den zu entlassenden Personen und den weiterhin Verwahrten umgegangen werden? Die 
Befürchtung der Regierung und auch der Bevölkerung sind groß, denn die „Welle“ der Entlas-
sungen könnte eine Gefahr darstellen. Bis zur Neuregelung der Gesetzgebung, können die bis-
herigen Gesetze weiterhin angewendet werden, trotz dessen, dass sie für verfassungswidrig er-
klärt worden sind. Sicherlich ist es nicht vermeidbar, dass Sicherungsverwahrte plötzlich ent-
lassen werden müssen. Dafür wurde eine Übergangsregelung vom BVerfG festgelegt.  Bei den 
sich momentan in Sicherungsverwahrung befindenden Personen, bei denen die Sicherungsver-
wahrung vor der Urteilsverkündung des BVerfG, angeordnet, bzw. bereits nachträglich ver-
hängt wurde, spricht die Justiz von sogenannten Altfällen, „…in denen die Unterbringung der 
Sicherungsverwahrung über die frühere Zehnjahresfrist hinaus fortdauert, sowie in den Fällen 
der nachträglichen Sicherungsverwahrung darf die Unterbringung in der Sicherungsverwah-
rung bzw. deren Fortdauer nur noch angeordnet werden, wenn eine hochgradige Gefahr 
schwerster Gewalt- oder Sexualstraftaten aus konkreten Umständen in der Person oder dem 
Verhalten des Untergebrachten abzuleiten ist und dieser an einer psychischen Störung im Sinne 
von § 1 Absatz 1 Nr. 1 des Therapieunterbringungsgesetzes (ThUG) leidet.“40 (Anlage 7) Die 
Prüfung dieser Voraussetzung zur Fortdauer der Sicherungsverwahrung müssen durch die Voll-
streckungsgerichte geklärt werden und sollte diese Regelung nicht auf den jeweiligen Inhaftier-
ten zutreffen, ist für die betroffenen Personen die Freilassung bis spätestens 31. Dezember 2011 
anzuordnen. Das bedeutet, dass zukünftig die Sicherungsverwahrung nur noch verhängt oder 
aufrechterhalten werden darf, wenn von dem Sicherungsverwahrten eine hohe Gefahr im Sinne 
von Gewalt- und Sexualstraftaten ausgeht. In diesem Fällen greift das ThUG, welches aufgrund 
dem Vorliegen einer psychischen Störung, die fortdauernde Sicherungsverwahrung gewährt. In 
allen anderen Fällen, muss nach eindringlicher Prüfung die Freilassung erfolgen. Das BVerfG 
spricht hier von einer Verhältnismäßigkeit. Die Probleme, die sich aus dem Urteil des BVerfG 
und den daraus resultierenden Entlassungen ergeben sind vielfältig. Wie wird nun mit den aus 
der Sicherungsverwahrung zu entlassenden Personen umgegangen? Wie kann trotz dessen, der 
Schutz der Allgemeinheit gewährleistet werden? An dieser Stelle soll der Begriff der Führungs-
aufsicht betrachtet werden. Diese ist ein zentraler Bestandteil, wenn es um die Entlassung von 
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Sicherungsverwahrten geht. Sie „…tritt entweder kraft richterlicher Anordnung […] oder kraft 
Gesetzes bei folgenden Personen ein: […], Sicherungsverwahrte, bei denen die Unterbringung 
zur Bewährung ausgesetzt ist oder die aus der ersten Unterbringung wegen Ablaufs der Höchst-
frist entlassen werden (§ 67 d Abs. 2, 4 StGB).“41 (Anlage 4) Neben der Führungsaufsicht, die 
ab dem Tag der Entlassung in kraft tritt, wird dem Entlassenen auch ein Bewährungshelfer 
zugewiesen. Zugleich werden ihm verschiedene Weisungen auferlegt, bei deren Nichteinhal-
tung ein sofortiger erneuter Verschluss in Haft bzw. Sicherungsverwahrung droht. Zu solchen 
Weisungen gehören zum Beispiel: das wöchentliche Melden bei dem Bewährungshelfer und 
der Führungsaufsicht ausführenden Stelle, das Verbot des Alkoholkonsums (unangekündigte 
Alkoholkontrollen werden durchgeführt), das Verbot des Aufenthaltes in der Nähe von Spiel-
plätzen, oder anderen öffentlichen Einrichtungen, wo Kinder häufig anzutreffen sind, dies gilt 
besonders für pädophil veranlagte entlassene Straftäter, u.v.m.. Grundsätzlich ist die sich unter 
Führungsaufsicht befindende Person dazu verpflichtet alle ihm auferlegten Weisungen, abhän-
gig von seiner Verhaltensstruktur, einzuhalten. „…wobei aber an die Lebensführung des Ver-
urteilten keine unzumutbaren Anforderungen gestellt werden dürfen.“ 42 Laut § 68b Abs. 1-3 
StGB (Anlage 4) kann das Gericht die Weisung erteilen, dass sich der Verurteilte einer Thera-
piemaßnahme zu unterziehen hat, das bedarf jedoch der Zustimmung des Betroffenen. 43 Die 
Führungsaufsicht und der Bewährungshelfer haben die Pflicht, im Sinne des Verurteilten, in 
gemeinsam zu agieren. Also unterstützend und betreuend mit der betreffenden Person zu arbei-
ten. 44 Wie die Situation für die weiter in Sicherungsverwahrung gehaltenen Personen aussieht, 







                                                          
41 Brühl 1981, S. 129 
42 Ebd. S. 129 
43 Vgl. Brühl 1981, S. 129 
44 Vgl. Brühl 1981, S. 129 
S e i t e  | 20 
 
4. Aktuelle Situation 
4.1 Die Neuordnung der Gesetzeslage um die Sicherungsverwahrung 
Das vorherige Kapitel hat einen Einblick über die Entwicklung der Sicherungsverwahrung und 
den Einfluss der EMRK auf diese gegeben. Die Sicherungsverwahrung ist aufgrund der bishe-
rigen Gesetzgebung und nach der Auffassung des EGMR nichts anderes als eine Strafe nach 
der Strafe. Zumindest in der Ausführung wie sie bis heute stattgefunden hat. Das bedeutet auch, 
dass sich die Sicherungsverwahrung kaum bis gar nicht von dem Vollzug der Freiheitsstrafe 
unterscheidet und demzufolge auch keine Unterscheidung bei den Zielen der Resozialisierung 
gemacht wird bzw. werden kann. Zwar ist der grundsätzliche Gedanke, dass dem Inhaftierten 
nach der Entlassung eine Wiedereingliederung in die Gesellschaft ermöglicht wird, jedoch ist 
die Ausgangslage eines Sicherungsverwahrten und eines „normalen“ Inhaftierten nicht mitei-
nander vergleichbar. Derzeit ist die Situation die, dass die Sicherungsverwahrten zwar mittler-
weile in getrennten Abteilungen oder Gebäuden der JVA’s untergebracht sind, jedoch bedeutet 
das nicht, dass sie die notwendige umfangreiche Betreuung oder mehr Entfaltungsfreiraum ha-
ben, wie es der Gesetzgeber vorschreibt.  
An dieser Stelle soll aufgezeigt werden, wie sich die Urteile des EGMR und des BVerfG auf 
die Neuregelung der Sicherungsverwahrung auswirken. Das am 22. Dezember 2010 vorge-
stellte und am 31.12.2010 verkündete Gesetz zur Neuregelung der Sicherungsverwahrung und 
zu begleitenden Maßnahmen, ist zum 1. Januar 2011 in kraft getreten. Mit dem neuen Gesetz 
zur Sicherungsverwahrung ist die Regierung überzeugt, dass zum Einen der Schutz der Allge-
meinheit und zum Anderen auch die Wahrung der Menschenrechte für die Inhaftierten, gewähr-
leistet sind. In Zukunft wird die Sicherungsverwahrung nur noch auf gefährliche Schwerver-
brecher, die Gewalt- und Sexualstraftaten begangen haben, beschränkt.45 Die nachträgliche Si-
cherungsverwahrung, findet weitestgehend keine Anwendung mehr, nur noch in ganz wenigen 
Ausnahmefällen. Bestand hat weiterhin die vorbehaltene Sicherungsverwahrung. Diese wird 
wie bisher im Urteil angeordnet bzw., vorbehalten. Das könnte dazu führen, das gegenwärtige 
und zukünftige Urteile, härter als bisher ausfallen könnten, da sich kein Richter die Verantwor-
tung für neue Straftaten, nach der Strafverbüßung, auferlegen möchte.46Die Verhängung der 
                                                          
45 Interview der Nürnberger Zeitung mit der ehemaligen Justizministerin Frau Sabine Leutheusser Schnarrenberger                
     http://www.nordbayern.de/nuernberger-zeitung/nz-news/jetzt-geht-es-um-die-wirklich-gefahrlichen-tater-1.2681987 verfügbar am          
     06.12.2013 um 20:58 Uhr 
46 Die Welt Artikel zur Sicherungsverwahrung Von Torsten Krauel, vom 04. Mai 2011, verfügbar am 13.12.2013 um 12:34 Uhr              
     http://www.welt.de/debatte/torstenkrauel/article13340169/Das-Ende-einer-aktionistischen-Irrfahrt.html 
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Sicherungsverwahrung betraf bisher nicht nur gefährliche Gewalt- und Sexualverbrecher, son-
dern auch bei Verurteilung wegen beispielsweise Diebstahl oder Betrug wurde diese verhängt. 
Der Grundgedanke der Sicherungsverwahrung, nämlich das Wegsperren zum Schutz der All-
gemeinheit, hat sich etwas verlagert. Zwar hat dieser nach wie vor Bestand, vor allem wenn es 
um die gefährlichen Schwerverbrecher geht, jedoch liegt das Hauptaugenmerk jetzt vielmehr 
auf dem Prinzip, der Behandlung und Therapie mit dem Ziel der Entlassung.  
Bund und Länder haben die neue Gesetzgebung gemeinsam entworfen, jedoch liegt die Ausge-
staltung der Umsetzung weiterhin in den Händen der Landesregierungen. Somit wird die Um-
setzung und Gestaltung der Sicherungsverwahrung auch weiterhin in den jeweiligen Landes 
StVollzGen geregelt sein. Die Nürnberger Zeitung hat am 9. Februar 2013 die damalige Justiz-
ministerin Frau Sabine Leutheusser-Schnarrenberger zum Thema Sicherungsverwahrung inter-
viewt und hat nachgefragt, wie es mit der Umsetzung des neuen Rechts aussieht. So sagte sie 
„Es ist die Hauptaufgabe der Länder, ihre bestehenden Unterbringungsmöglichkeiten, also Ein-
richtungen für Sicherungsverwahrung, an die neuen Anforderungen anzupassen.“47 Dabei ist 
nicht maßgeblich, dass komplett neue Einrichtungen gebaut werden müssen, sondern es genügt, 
wenn durch Umbaumaßnahmen eine verfassungsrechtliche Unterbringung der Sicherungsver-
wahrten, gewährleistet werden kann.  
4.2 Abstandsgebot und Führungsaufsicht 
Der Kernpunkt der Neuregelung liegt auf dem Konzept von Therapie und Behandlung. Inwie-
fern dieses effektiv und den verfassungsrechtlichen Vorgaben des EGMR und des BVerfG ge-
mäß, umgesetzt wird, haben die zuständigen Gerichte regelmäßig zu überprüfen. In Zukunft 
müssen neue und mehr Angebote an Therapie- und Behandlungsmöglichkeiten geschaffen wer-
den. Die müssen vor allem auf der Grundlage, die Einlassung ist das Ziel, basieren. Diese muss 
also schon von Beginn an, im Therapieplan, verankert sein und stets das höchste Ziel im Zu-
sammenhang mit einer guten Sozialprognose, die eine unabdingbar erfüllte Gegebenheit für die 
Entlassung ist, darstellen. Für die Umsetzung der Ziele ist die Mitarbeit der Verurteilten unge-
mein wichtig. Sie wirkt sich nicht nur im besten Fall positiv auf die Gefährlichkeitsprognose, 
die über eine Entlassung oder weitere Verwahrung entscheidet, sondern auch auf die Fähigkeit, 
nach der Entlassung, wieder einen Weg in die Gesellschaft zu finden und aktiv sowie positiv 
daran teilhaben zu können, aus. Für nichttherapierbare bzw. therapieunwillige Verwahrte be-
deutet das keineswegs, dass sie dennoch Hoffnung auf eine Entlassung haben können. Vielmehr 
wirkt sich die Verweigerung, der Annahme von Therapie- und Behandlungsangeboten, negativ 
                                                          
47 Nürnberger Zeitung: Jetzt geht es um die wirklich gefährlichen Täter – Interview mit Justizministerin Leutheusser Schnarrenberger 
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auf die Gefährlichkeitsprognose aus. Das bedeutet der Verwahrte stellt weiterhin eine Gefahr 
für die öffentliche Allgemeinheit dar und kann aufgrund dessen durchaus auch bis zu seinem 
Lebensende in Verwahrung bleiben. Die Überprüfung der weiteren Verwahrung obliegt den 
Gerichten. „Um sicherzustellen, dass diese Angebote schon während des vorangehenden Straf-
vollzugs gewährt werden, sieht § 119a des Strafvollzuggesetzes eine vollzugsbegleitende Kon-
trolle durch die Vollstreckungskammern vor.48 (Anlage 9) Im Abstand von einem Jahr wird 
diese immer wieder vollzogen und nach dem Ablauf von zehn Jahren verkürzt sich der Über-
prüfungsabstand noch einmal. Dabei wird dann zum einen die Gefährlichkeitsprognose ein tra-
gende Rolle spielen und zum anderen werden die Therapiemaßnahmen betrachtet und welche 
bisherigen Auswirkung (positiv oder negativ) sie auf die Entwicklung und das Verhalten des 
Verwahrten haben.  
Ein weiterer wichtiger Bestandteil der Neuordnung der Sicherungsverwahrung ist das Ab-
standsgebot. Hierzu wurde am 5. Dezember 2012 das Gesetz zur bundesrechtlichen Umsetzung 
des Abstandsgebotes im Recht der Sicherungsverwahrung erlassen. Ausgangspunkt dafür war, 
die im Urteil des BVerfGes verkündete Entscheidung. „Der in der Sicherungsverwahrung 
schwerwiegende Eingriff in das Freiheitsgrundrecht ist nur nach Maßgabe strikter Verhältnis-
mäßigkeitsprüfung und unter Wahrung strenger Anforderungen der zugrunde liegenden Ent-
scheidungen und die Ausgestaltung des Vollzugs zu rechtfertigen.“ 49 Dies wurde in der Neu-
ordnung der Sicherungsverwahrung beachtet und durch das Abstandsgebot festgehalten. In die-
sem sind nun die neuen Richtlinien verankert, welche auch in die „…neue Kernvorschrift des 
§ 66c StGb aufgenommen“50 (Anlage 10)worden sind. Es verdeutlicht noch einmal „…die 
Pflicht zum Angebot einer individuellen und intensiven Betreuung, insbesondere einer psychi-
atrische, psychologischen oder sozialtherapeutischen Behandlung, die auch die Mitwirkungs-
bereitschaft der Untergebrachten fördern soll.51 
Im Zusammenhang mit der Neuordnung der Sicherungsverwahrung steht auch die gesetzlich 
anzuordnende Führungsaufsicht. Diese soll im Rahmen, der zu erwartenden Entlassungen ge-
stärkt und ausgebaut werden. Laut § 67c Abs.1 S. 1 StGB besteht die Möglichkeit der Ausset-
zung zur Bewährung.  Aufgabe der Führungsaufsichtsstelle ist dabei die Kontrolle des entlas-
senen Verurteilten. Ein weiterer Bestandteil der Führungsaufsicht ist, der vom Gericht bestellte 
                                                          
48 Bundesministerium für Justiz und Verbraucherschutz: Gastbeitrag Deutsche Richterzeitung: Sicherungsverwahrung – Auf dem Weg in   
     ruhigeres Gewässer; www.bmj.de 
49 Bundesverfassungsgericht – Pressemitteilung zur Sicherungsverwahrung vom 04.Mai 201, verfügbar am 02.12.2013 um 14:21 Uhr 
     https://www.bundesverfassungsgericht.de/pressemitteilungen/bvg11-031.html 
50 Bundesministerium für Justiz und Verbraucherschutz: Gastbeitrag Deutsche Richterzeitung: Sicherungsverwahrung – Auf dem Weg in   
     ruhigeres Gewässer; www.bmj.de 
51 ebd. 
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Bewährungshelfer. Diese beiden Bestandteile der Führungsaufsicht sind für die Überwachung, 
aber auch die Betreuung der Person zuständig. Das Hauptziel der Führungsaufsicht hat einen 
präventiven Charakter, indem erneute Straftaten verhindert werden sollen. Die Führungsauf-
sicht ist laut Gesetz auf eine Frist von fünf Jahren ab dem Entlassungstag festgesetzt. Da es bei 
den entlassenen Verurteilten meist darum geht, Wiederholungstaten zu verhindern, ist seit ge-
raumer Zeit die Diskussion um die elektronische Fußfessel entfacht. Verschiedene Pilotprojekte 
haben mittlerweile in Deutschland erste Ergebnisse geliefert. Die Verwendung der elektroni-
schen Fußfessel, stellt für die Polizei einerseits eine Erleichterung dar, da die Kontrolle der vom 
Gerät gesendeten GPS Daten einer IT System Stelle namens GÜL (Gemeinsame elektronische 
Überwachungsstelle der Länder) obliegt. Diese sind eng mit den Führungsaufsichtsstellen, der 
Polizei vernetzt, sodass sie jederzeit reagieren können. Dieses elektronische Überwachungssys-
tem soll auch eine abschreckende Wirkung haben. Schließlich sind in § 56c Abs. 2 StGB (An-
lage 11) die Weisungen geregelt, die das Gericht anordnen kann. Die gesetzlichen Regelungen 
über die elektronische Fußfessel, obliegen auch hier wieder den einzelnen Bundesländern. „Mit 
der Föderalismusreform vom 28.08.2006 hat der Bund die Gesetzgebungskompetenz bezüglich 
des Strafvollzugsgesetzes auf die Bundesländer übertragen, sodass eine bundesgesetzliche Re-
gelung für die elektronische Fußfessel nicht existiert.“52 Diese Weisungen beinhalten Bestim-
mungen über den Aufenthaltsort, aber auch das Verbot sich in der Nähe bestimmte Orte aufzu-
halten, beispielsweise Kindergärten, oder Schwimmbäder). All das kann mit Hilfe der elektro-
nischen Fußfessel überwacht werden. An oberster Stelle steht bei dieser Methode der Überwa-
chung, der Schutz des Einzelnen vor einer erneuten Inhaftierung, aber auch der Schutz der all-
gemeinen Bevölkerung. Ein ganz anderes wichtiges Ziel dieser Art der Führungsaufsicht ist das 
schrittweise Wiedererlangen einer Selbstständigkeit und gleichzeitig die Möglichkeit sich in 
der Gesellschaft neu integrieren zu können. „Durch die Maßnahme soll somit der Übergang 
von einem fremd organisierten Tagesablauf im Gefängnis zu einem selbst geregelten Leben in 
Freiheit vereinfacht werden.“53 Aus ethischer Betrachtung kann diese Methode sicher in Frage 
gestellt werden, weil die ständige Kontrolle hinderlich sein kann, für die weitere Entwicklung 
der Person. Die elektronische Fußfessel steht in Deutschland noch in der Anfangsphase und 
Studien werden zeigen, welche genauen Auswirkungen die Anwendung dieser Maßnahme ha-
ben werden. An dieser Stelle soll das Thema auch nicht näher betrachtet werden, da es für den 
weiteren Verlauf dieser Arbeit keine tragende Bedeutung hat. Durch die gesetzliche Neuord-
nung der Sicherungsverwahrung, haben sich viele neue Aufgaben nicht nur für die Polizei Justiz 
                                                          
52 Publikationsreihe des Kriminalwissenschaftlichen Instituts der Leibniz Universität Hannover, 2012 
     Jahrbuch des Kriminalwissenschaftlichen Instituts http://www.jura.uni-hannover.de/jahrbuch 
53 Ebd. 
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oder Politik entwickelt. Um diese Bedingungen für die neue gewährleisten zu können, bedarf 
es auch einer Aufstockung von Fachkräften vor allem im Bereich der Therapie und Betreuung 
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5. Die Sozialtherapie als Alternative 
 
5.1 Was meint Sozialtherapie 
Sozialtherapie setzt sich aus den Begriffen „sozial“ und „Therapie“ zusammen. Der Therapie-
bergriff stammt aus der Sozialmedizin und beschreibt somit einen medizinischen Versorgungs-
charakter der Sozialtherapie. Die Sozialmedizin beschäftigt sich mit den Wechselwirkungen 
von sozialen Bedingungen und medizinischen Faktoren. Das Hinzufügen des Sozialbegriffs 
stammt aus der Zeit der Entwicklung der Sozialarbeit.54 1926 taucht der Begriff der Sozialthe-
rapie bei Elias Salomon55 auf und wird 1947 von Viktor von Weizäcker wie folgt beschrieben: 
„In ihr wird die soziale Mitwelt…gezielt beeinfluss und verändert, um damit dem psychischen 
und psychosomatisch kranken Menschen zu helfen…wenn eine psychotherapeutische Behand-
lung des Patienten selbst nicht möglich ist, dann wird versucht jene Faktoren der sozialen Um-
welt des Patienten zu ändern, welche das sozidynamische Gleichgewicht dieses Menschen so 
ungünstig beeinflusst hatten…“56 Weizäcker formuliert „…zwar bereits die beiden wesentli-
chen Gegenstände Sozialer Therapie, die soziale Ätiologie und die soziale Intervention; doch 
sind gerade diese keinesfalls eine psychotherapeutische Methode…“57 Das scheint, also würde 
die Methode der Sozialtherapie laut Weizäcker nur dann zum Einsatz kommen, wenn eine psy-
chotherapeutische Methode bei den Betroffenen, nicht effektiv wäre. Die Sozialtherapie kann 
nicht als Behandlungsmethode wie bspw. die Psychotherapie gesehen werden. Vielmehr ist sie 
ein Oberbegriff für mögliche Behandlungsansätze. Ende der Sechziger und Anfang der Siebzi-
ger Jahre kristallisierten sich die verschiedenen Tätigkeitsfelder der Sozialtherapie heraus. Ziel-
gruppen der Sozialtherapie befinden sich im Strafvollzug und der Psychiatrie. 1971 wurde So-
zialtherapie bezüglich des Strafvollzugs durch Mauch und Mauch wie folgt beschrieben: „So-
zialtherapie ist eine Kombination medizinischer, psychologischer Verfahren mit pädagogischen 
Mitteln, die eine Behandlung der Persönlichkeitsstörung bei Delinquenten ermöglichen soll.“58  
Im Laufe der Jahre kamen entwickelten sich immer mehr Ansätze und Verständnisse zur Sozi-
altherapie. So heißt es 1975 bei Rehn; „Sozialtherapie umfaßt nicht nur die traditionellen For-
men der Einzel- und Gruppentherapie, sondern auch die Strukturierung der alltäglichen Kom-
munikation am Ausbildungs- und Arbeitsplatz,…“ 59 Die Verbindung von sozialarbeiterischen, 
psychologischen und therapeutisch wirksamen Interventionen stellt das Handlungskonzept der 
                                                          
54 Vgl. Viefhues 1981, S. 112 
55 Elias Salomon – Deutscher Mediziner 
56 Schwendter 2000, S. 7 
57 Ebd. S. 7 
58 Ebd. S. 7 
59 Ebd. S. 8 
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Sozialtherapie dar.  Ziel ist es mit Hilfe dieses Ansatzes bei den betroffenen Personen eine 
erhöhte Handlungskompetenz zu schaffen. Sozialtherapie ist geprägt von Wahrnehmung, Be-
handlung und Erforschung, d.h. es soll untersucht werden, welche Störungen vorliegen und 
woher sie kommen und wie sie das Verhalten der Person beeinflussen. Die Sozialtherapie be-
handelt also die Störungen, „…die durch soziale Umstände verursacht sind oder aufrechterhal-
ten werden. […] es bedarf bei der Beurteilung und Behandlung psychischer Störungen einer 
Klärung des gesamten psychosozialen Lebensgefüges der Betroffenen. Grundvoraussetzung ist 
hier eine genaue Kenntnis des Lebensschicksals, bei der Analyse des Individuums.“60 
Sozialtherapie erforscht die Problemstellung des Individuums und aus welchen persönlichen- 
oder umweltbedingten Faktoren heraus diese entstanden ist. Sie ist ein an der Lebenswelt des 
Gefangenen orientierter Ansatz. Es gilt abzuschätzen welche Handlungsmöglichkeiten der Per-
son gegeben sind und wie diese aufgebaut/ ausgebaut werden können.61 Sozialtherapie hat die 
Aufgabe Lösungsmöglichkeiten gemeinsam mit den Gefangenen aufzuarbeiten. Nach Hilde-
gard Linge und Rita Porsch versteht sich Sozialtherapie „…als ein  integrierendes Handlungs-
konzept, das sozialarbeiterische und psychologische bzw. therapeutisch wirksame Interventio-










                                                          
60 Schwendter 2000, S. 9 
61 Vgl. Schwendter 2000, S. 11 
62 Vgl. Schwendter 2000, S. 13 Zitiert in Heider, Schwendter & Weiß 1988, S. 375 
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5.2 Die Entwicklung sozialtherapeutischer Anstalten und Abteilungen 
„Das Strafrechtsreformgesetz von 1969 hat Sozialtherapeutische Anstalten in den Strafvollzug 
eingeführt. Deren besondere therapeutische Mittel und soziale Hilfen sollten die Wiederholung 
von gefährlichen Straftaten, insbesondere auch von Sexualdelikten verhindern. Die Aufnahme 
in eine sozialtherapeutische Anstalt war ursprünglich als Maßregel der Besserung und Siche-
rung vorgesehen. Die Unterbringung sollte nach § 65 StGB durch das Tatgericht angeordnet 
werden.“63 Der § 65 StGB ist allerdings nie in Kraft getreten und somit konnte die Unterbrin-
gung in einer sozialtherapeutischen Anstalt nicht als Maßregel der Besserung und Sicherung 
angewandt werden. Daher wurde die Unterbringung als Vollzugsmaßnehme im § 9 des 1977 
erlassenen StVollzGes. Da es keine Maßregel per Gesetz ist, setzt die Aufnahme in einer Sozi-
altherapeutischen Anstalt das Einverständnis des Gefangenen und des Anstaltsleiters voraus.64 
Der Gefangene muss sich um den Platz in dieser Einrichtung bewerben. Nach den Urteilen des 
BVerfGes und des EGMR ist die weitere Schaffung und der Ausbau von sozialtherapeutischen 
Anstalten und Abteilungen ein unabdingbares Muss, um die Forderungen für eine Optimierung 
der Unterbringung und der therapeutischen Behandlung bewältigen und umsetzen zu können. 
In wie fern dies bisher geschehen und gelungen ist, lässt sich nur schwer abschätzen. Fakt ist 
aber, dass sich etwas getan hat. Dies soll im Folgenden verdeutlicht werden. Die Kriminologi-
sche Zentralstelle e.V. ist eine Forschungs- und Dokumentationseinrichtung des Bundes und 
der Länder mit Sitz in Wiesbaden. Diese veröffentlicht seit 2004 jährlich zum 31. März ihre 
statistischen Erhebungen zur Sozialtherapie im Strafvollzug. Im Einzelnen sollen die Schwer-
punkte der Erhebung aufgegriffen werden, um eine Aussage darüber treffen zu können, wie die 
Umsetzung der Forderungen voran geht. Vorliegend sind die statistischen Erhebungen aus den 
Jahren 2010 bis 2013, die sich mit dem Stichtag des 31. März, auf das jeweilige vorangegangene 
Jahr beziehen. Der erste Schwerpunkt liegt auf der Entwicklung der sozialtherapeutischen An-
stalten. Dabei findet eine Unterscheidung zwischen selbständigen und unselbstständigen Ein-
richtungen statt, Mit unselbstständigen Einrichtungen sind die Abteilungen gemeint. Selbst-
ständig meint hier im Umkehrschluss, die eigenständigen Anstalten. Sowohl bei den Zahl der 
Haftplätze als auch bei der Belegung und der Auslastungsquote, der Einrichtungen ist ein Trend 
nach oben zu erkennen. Zwar ist die Zahl der selbstständigen Einrichtungen konstant bei acht 
bzw. seit 2012 bei sieben, was mit der Verlagerung einer Einrichtung zusammen hängt, jedoch 
ist bei den Abteilungen ein Anstieg zu erkennen. Waren es 2010 noch 48 Abteilungen, so lassen 
sich 2013 bereits 59 verzeichnen. Auch die Zahl der Haftplätze (2010  2110; 2013 2348) 
                                                          
63 Walter 2001, S. 250 
64 Vgl. Walter 2001, S. 250 
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und deren Belegung (2010 1883; 2013 2080) sind gewachsen. Relativ konstant geblieben 
ist die Auslastungsquote (2010 89,2; 2013 88,6). Allerdings bildet diese nur einen durch-
schnittlichen Wert, sodass man erwähnen muss, dass es in einigen wenigen Einrichtungen zu 
einer Auslastung von über 100 % kam. Weitere Kriterien der statistischen Erhebung sind, das 
Alter der Gefangenen, die Haftdauer, die Vorstrafen und das Urteil für die Straftat. Zu beachten 
ist an der Stelle, dass diese Statistik sowohl Erwachsene und Jugendliche, als auch Männer und 
Frauen betrachtet. Aus diesem Grund ist die Statistik für diese Arbeit nur wenig nützlich, weil 
die ist ausschließlich auf männliche Erwachsene beziehen soll. Bezüglich der Ergebnisse soll 
aber noch erwähnt werden, dass eine starke Zunahme von Sexualstraftätern in den sozialthera-
peutischen Einrichtungen zu verzeichnen ist. Dies wird nicht zuletzt mit dem Gesetz zur Be-
kämpfung von Sexualdelikten und anderen gefährlichen Straftaten im engen Zusammenhang 
stehen. Daraus ergibt sich für die Sozialtherapie die Herausforderung schwerpunktmäßig mit 
gefährlichen Gewalt- und Sexualstraftätern zu arbeiten.  
 
Durch den Arbeitskreis sozialtherapeutische Einrichtungen e.V., der eine unterstützende und 
beratende Funktion für die Weiterentwicklung von sozialtherapeutischen Einrichtungen hat, 
sind folgende Mindestanforderungen für die sozialtherapeutischen Einrichtungen aufgestellt 
worden.65 
 
1. Die Aufnahme von Gefangenen erfordert deren Zustimmung und die Zustimmung des Leiters 
der Einrichtung bzw., einer dazu ermächtigten Kommission. […] Diese Forderung ist nur noch 
gültig für Straftäter, die kein Sexualdelikt begangen haben. 
 
2. Die Organisationsvorschrift des § 123 StVollzG erfordert eine Trennung vom übrigen Straf-
vollzug. Dazu gehören abgetrennte Baulichkeiten, ein verantwortlicher Leiter, fest zugewiese-
nes Personal. Alle Einflüsse, aus der Gesamtanstalt, die der Sozialtherapie zuwiderlaufen 
könnten, müssen ausgeschlossen werden. 
 
3. Haushaltsmittel, die für den sozialtherapeutischen Bereich erforderlich sind, müssen von 
Anfang an gesondert ausgewiesen und nach Möglichkeit auch von einem eigenen Beamten der 
Abteilung bewirtschaftet werden. 
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4. Die Einrichtung muss über besondere therapeutische Mittel und soziale Hilfen verfügen und 
sie muss Gefangene aufnehmen, zu deren Resozialisierung die Anwendung dieser besonderen 
therapeutischen Mittel und sozialen Hilfen angezeigt ist. Nicht ausreichend ist eine bloße Stei-
gerung bereits im allgemeinen Vollzug vorhandener Behandlungsmaßnahmen oder der punk-
tuelle Einsatz therapeutischer oder sozialpädagogischer Methoden. […] Gefordert ist ein Vor-
gehen, das auf die Entwicklung der Gesamtpersönlichkeit abzielt. 
 
5. Therapeutisches Konzept und Personalausstattung sind untrennbar miteinander verbunden. 
Eine präzise Personalbedarfsberechnung ist erforderlich. 
 
6. Die Gewährung von Entlassungsurlaub bis zu 6 Monaten gem. § 124 StVollzG liegt im Er-
messen der Einrichtung 
 
5.2.1 Gesetzliche Grundlagen 
Die Ausrichtung von sozialtherapeutischen Abteilungen/ Anstalten sowie die Ausführung so-
zialtherapeutischer Maßnahmen ist im Strafvollzugsgesetz geregelt. Wie auch bei der Gesetz-
gebung um die Sicherungsverwahrung, obliegt aber der Umgang mit dieser Therapie- und Re-
sozialisierungsmethode den Ländern. Somit sind die Sozialtherapie und die Unterbringung in 
einer sozialtherapeutischen Anstalt jeweils noch einmal in den jeweiligen Landesstrafvollzugs-
gesetzen geregelt. Der § 9 Abs.1 S.1 StVollzG schreibt vor, dass Straftäter die wegen einer 
Straftat nach den §§ 174 bis 180 oder § 182 StGB66 zu einer Freiheitsstrafe von mehr als zwei 
Jahren verurteilt worden sind, obligatorisch in eine sozialtherapeutische Anstalt verlegt werden, 
wenn davon auszugehen ist, dass das Behandlungsziel und die Resozialisierung gelingen kön-
nen.67  In § 2 StVollzG (Aufgaben des Vollzugs) legt der Gesetzgeber die Vorgabe, „Im Vollzug 
der Freiheitsstrafe soll der Gefangene fähig werden, künftig in sozialer Verantwortung ein Le-
ben ohne Straftaten zu führen (Vollzugsziel). Der Vollzug der Freiheitsstrafe dient auch dem 
Schutz der Allgemeinheit vor weiteren Straftaten.“ Fest.68 Daneben regelt § 3 StVollzG (Siehe 
Kapitel 2) die Gestaltung des Vollzugs. Demnach muss das Leben im Vollzug den allgemeinen 
Lebensverhältnissen angepasst werden. Durch das am 26.Januar 1998 beschlossene Gesetz zur 
Bekämpfung von Sexualdelikten und anderen gefährlichen Straftaten ist die Sozialtherapie 
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bzw. die Sozialtherapeutische Abteilung/ Anstalt wieder mehr in den Fokus der Kriminalitäts-
bekämpfung gerückt. Durch dieses Gesetz wird in § 9 StVollzG (Anlage 5) die Unterbringung 
in einer sozialtherapeutischen Einrichtung geregelt. Ziel ist es durch die neue Gesetzgebung die 
Sozialtherapie zu stärken. § 123 Abs. 1 StVollzG69 regelt die Trennung der sozialtherapeuti-
schen Anstalten vom allgemeinen Vollzug, bzw. § 123 Abs. 2 besagt, dass sozialtherapeutische 
Abteilungen im allgemeinen Vollzug eingerichtet werden können, jedoch die Bestimmungen 
wie für die sozialtherapeutischen Anstalten gelten müssen. Allerdings finde ich es fragwürdig, 
ob die unmittelbare Nähe zum normalen Strafvollzug zu den gewünschten Ergebnissen führt. 
Denn oftmals ist der Vollzug in Bereiche oder Stationen unterteilt (nach Dauer der Haft oder 
Art der Haftstrafe), wobei eine klare „Abschottung“ nicht immer möglich ist und somit die 
Gefahr besteht, dass die Kontakte zwischen den „normalen Häftlingen“ und den Insassen der 
sozialtherapeutischen Abteilungen aufrechterhalten werden/ können. In wie fern dies für die 
Umsetzung der Therapiemaßnahmen hinderlich sein kann, vermag ich an der Stele nicht beur-
teilen, weil dies einer genaueren Untersuchung bedarf.  
 
5.2.2 Das Klientel und die Persönlichkeit 
Die Zielgruppe der Sozialtherapie sind persönlichkeitsgestörte und rückfallgefährdete Gewalt- 
und Sexualstraftäter. Letztere werden im Zusammenhang mitIn diesem Abschnitt soll geklärt 
werden mit welchen Tätergruppen wir es zu tun haben. Sprich wer ist die Zielgruppe und wie 
kann man sozialtherapeutisch ansetzen um eine Besserung zu erreichen. Nicht nur die Schaf-
fung neuer Therapie- und Behandlungsmaßnahmen ist erforderlich, sondern vielmehr noch das 
Wissen darüber, welche Therapie für den Einzelnen notwendig und sinnvoll ist. Das setzt vo-
raus, dass man sich intensiv mit der Tätergruppe auseinandersetzt. Es gilt zu klären welche 
sozialen Beziehungen/Bindungen existent sind und welche Problemlagen vorherrschen. Sozi-
altherapie richtet sich  im Rahmen des Strafvollzugs an Insassen und Sicherungsverwahrte. 
Diese haben oftmals schon viele Jahre hinter Gittern verbracht. Sitzen seit jungen Jahren hinter 
Gittern, oder haben bereits mehrere Haftaufenthalte hinter sich. Sind weggesperrt wegen 
schwerer Verbrechen wie Mord, Totschlag, Vergewaltigung, Raub, Körperverletzung uvm. 
Diese Personengruppe der Sicherungsverwahrten hat im deutschen Strafvollzug eine geson-
derte Stellung. Nicht im Sinne von „Besonders“, sondern sie sind weggesperrt obwohl sie ihre 
Haftstrafe bereits abgesessen haben. Sie gelten als Gefährdung für die allgemeine Bevölkerung 
und öffentliche Sicherheit, werden somit gesetzlich unter Verschluss gehalten um Wiederho-
lungstaten oder neue Straftaten zu vermeiden. Zwar „genießen“ sie seit der Neuregelung der 
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Gesetze zur Sicherungsverwahrung einige Verbesserung bezüglich der Unterbringung, jedoch 
bleibt der Fakt, eingesperrt zu sein, bestehen. In Kapitel 1 Theorien der Kriminalität wurde 
herausgearbeitet, dass die kriminellen Verhaltensweisen der Straftäter auf die Gesellschafts-
struktur und die individuelle Sozialisation der Person zurückzuführen sind. Man geht also da-
von aus, dass die gestörte Persönlichkeit, die diesen Straftätern zugeschrieben wird gesell-
schaftlich sowie durch eine missglückte Sozialisation bedingt ist. Dies gilt es zu beachten und 
mit therapeutischen Mitteln und Methoden aufzuarbeiten. Zu beachten sind die ganz individu-
ellen Biographien von Gewalt- und Sexualstraftätern. Studien haben gezeigt, dass vor allem die 
Personengruppe der Sicherungsverwahrten durch Multiproblemlagen vorbelastet ist. Sicher 
kann nicht pauschal formuliert werden, dass soziale Probleme unabdingbar in die Straffälligkeit 
führen. Jedoch ist es erwiesen, dass Gewalt- und Sexualstraftäter nicht selten selbst Opfer von 
Gewalt (meist in der Kindheit) waren. So besteht durch die Erfahrung von Gewalt ein erhöhtes 
Risiko selbst Straftaten zu begehen.70 Das Problem in der Arbeit und dem Umgang mit der 
Klientel zeichnet sich durch eine unzureichend spezifizierte individuelle Persönlichkeitsstruk-
tur ab. Zwar kennen wir aus der Psychiatrie die Bezeichnung der Psychopathie oder der gestör-
ten Persönlichkeiten, jedoch erfolgt kaum eine genaue Festsetzung der eigentlichen Persönlich-
keitsstörung. Das stellt ein außerordentliches Problem für die effektive Arbeit mit Strafgefan-
genen dar. Die Angebote an therapeutischen Maßnahmen wachsen zwar mittlerweile stetig, 
jedoch wird dabei kaum beachtet, welche Behandlung für den Einzelnen sinnvoll ist. Die Per-
sönlichkeitsstrukturen, die hinter jedem Gefangenen stehen, unterscheiden sich erheblich. Die 
Maßnahmen werden zu allgemeingültig für die kompletter Tätergruppe angewandt. Jedoch ist 
dabei zu beachten, dass eine Therapie sich ganz unterschiedlich auf die Person auswirken kann. 
Für den Einen kann sie eine Wirkung haben, für den Anderen wiederum kann sie entweder 
nicht anschlagen, oder sogar kontraproduktiv sein.71 Es ist zwingend erforderlich, dass eine auf 
den Gefangenen angepasste Therapiemaßnahme erfolgt. Das kann jedoch nur erfolgen, wenn 
die Störung der Persönlichkeit genauer analysiert wird. Es muss klar gemacht werden welche 
Persönlichkeitsstörung vorliegt, nur dann kann eine geeignete Therapie helfen. Eine Speziali-
sierung der gestörten Persönlichkeitsstruktur findet sich mittlerweile in der Arbeit mit Sexual-
straftätern. Hierfür wurden mittlerweile geeignete Maßnahmen entwickelt, deren Ausbau es si-
cher weiterhin zu fördern gilt. Bisher wenig Beachtung hat die Komorbidität der Persönlich-
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keitsstörungen erfahren. „E muss von Interaktionseffekten zwischen einzelnen Störungen aus-
gegangen werden.“72 Das bedeutet, dass ein Strafgefangener mit nur einer Persönlichkeitsstö-
rung sehr unwahrscheinlich ist. Meist gehen verschiedene Persönlichkeitsstörungen miteinan-
der einher. Dies können narzisstische, suizidale, aggressive uva. Persönlichkeitsstörungen sein, 
die nicht einzeln auftreten. Oftmals weißt eine Person mit Persönlichkeitsstörungen, mehrere 
dieser Störungen  gleichzeitig auf. Da aber der Strafgefangene bei der Diagnosefindung meist 
eine zentrale Störung für sich in den Vordergrund hebt, werden die anderen vernachlässigt, 
bzw. gar nicht erst erkannt.73 Bei Strafgefangenen wird häufig die Diagnose der dissozialen 
Persönlichkeitsstörung aufgestellt, welche dann in den psychiatrischen Gutachten festgehalten 
werden. Das Problem: diese Persönlichkeitsstörung wird meist mit dem Haftantritt diagnosti-
ziert. Jedoch gibt es für diese Personengruppen keine spezialisierten Diagnoseverfahren und 
somit kann man die Feststellung der jeweiligen Persönlichkeitsstörung nicht als aussagekräftig 
bezeichnen. Nach Nedopil74 werden die durch die Person aufgezeigten Symptome zusätzlich 
beeinflusst durch das eigene Erleben, des Leidens oder ob eine Person in der Gesellschaft als 
störend oder gestört empfunden wird. Das wiederum ist auch abhängig „…von der Lebenssitu-
ation und den sozialen Bezügen der Betroffenen…“.75  
An dieser Stelle muss erwähnt werden, dass keineswegs davon ausgegangen wird, dass jeder 
Straftäter an einer gestörten Persönlichkeit leidet. Jedoch gilt es diesem Aspekt eine besondere 
Beachtung zu schenken, weil Studien gezeigt haben, dass viele Gefangene eine bis mehrere 
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5.3 Therapeutische Ansätze und Behandlungsmaßnahmen 
Wie bei den Anforderungen für die Gestaltung der sozialtherapeutischen Einrichtung hat der Arbeits-
kreis sozialtherapeutische Einrichtungen e.V. auch für die Therapeutischen Maßnahmen Mindestan-
forderungen aufgestellt. Diese beinhalten im Folgenden:76 
1. Eine Sozialtherapeutische Einrichtung muss als Feld für soziales Lernen eine überschaubare Größe 
haben oder entsprechend gegliedert sein. 
2. Sie muss von anderen Vollzugseinrichtungen so abgrenzt sein, dass ihr die eigene Gestaltung der 
für soziales Lernen notwendigen Verantwortungsbereiche für die Gefangenen möglich ist. 
3. Sie muss mit ihren alltäglichen Lebensbedingungen eine weitgehende Annäherung an Lebendbedin-
gungen außerhalb der Einrichtung herstellen können und schrittweise Übergänge von innen nach au-
ßen entwickeln können. 
4. Sie muss einen Plan ihrer Angebote und Vorgehensweisen, des Zusammenwirkens und des beab-
sichtigten Verlaufs ihrer Einflussnahme vorweisen können.  
5. Sie muss über Mitarbeiter des allgemeinen Vollzugsdienstes mit besonderen Befähigungen sowie 
über besondere Fachdienste mehrerer Fachrichtungen verfügen. Dabei müssen durch ständige Mitar-
beiter, gegeben falls ergänzt durch externe Mitarbeiter, folgende Aufgabenbereiche vertreten sein: 
Pädagogik, Sozialarbeit/ Sozialpädagogik, Psychotherapie/ Psychologie, Arbeitsanleitung, Psychiatrie. 
6. Für die Mitarbeiter einer sozialtherapeutischen Einrichtung müssen besondere Fortbildungen, Su-
pervision und externe Teamberatung gewährleistet sein. 
 
Das bedeutet, dass für die therapeutische Arbeit mit den Inhaftierten spezifische Behandlungs-
angebote geschaffen werden müssen. Die Sozialtherapie stellt dabei ein Zusammenspiel der 
verschieden Interventionsmöglichkeiten wie Psychotherapie, Verhaltenstherapie, Milieuthera-
pie und Arbeitstherapie, dar. Im Folgenden soll die Milieutherpie näher erläutert werden, weil 
sie eine Grundlage für das Gelingen des Therapie- und Behandlungsplans darstellt. Die Mili-
eutherapie stellt weniger eine Behandlungsmethode dar. Vielmehr beschreibt sie die Notwen-
digkeit der Schaffung eines optimalen Milieus. Das soll heißen, dass ein therapiefreundliches 
Milieu geschaffen werden muss, um eine Basis für die Beziehung zwischen Therapeut und In-
haftierten, bzw. auch dem generellen Personal der Einrichtung und des Inhaftierten. Milieuthe-
rapie ist dafür verantwortlich eine Grundlage für die therapeutische Arbeit zu schaffen. Daher 
wird sie oft auch als Basistherapie bezeichnet. Sie soll einen Rahmen schaffen in dem der In-
haftierte eine Selbstbestimmungskompetenz erlangt. Autoritäre Strukturen die innerhalb der 
Einrichtung vorherrschen sollen abgebaut werden. Im Gegensatz zum Strafvollzug, wo Hierar-
chien ausgeprägt sind, die eine ständige Rivalität und Misstrauen zwischen den Inhaftierten, 
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aber auch zwischen den Inhaftierten und dem Vollzugspersonal, hervorrufen, soll in einer so-
zialtherapeutischen Einrichtung ein Gemeinschaftssinn entwickelt werden. Die Arbeit soll und 
muss auf Augenhöhe und unter einer Gleichberechtigung geschehen. Es muss eine Gruppe ent-
stehen, die ein gesellschaftliches Werte- und Normengefühl entwickelt, ähnlich dem, der „Au-
ßenwelt“. Die Inhaftierten sollen durch ein Mitbestimmungsrecht und die Einbeziehung in den 






S e i t e  | 35 
 
5.4 Voraussetzungen für eine gelingende Sozialtherapie 
Im folgenden Abschnitt soll geklärt werden, welche Faktoren unabdingbar sind, damit Sozial-
therapie funktioniert, bzw. ihr Ziel erreicht. Als erstes muss ein klar definiertes Behandlungs-
konzept vorhanden sein. Dieses muss eindeutig aussagen welche einzelnen Methoden, bzw. die 
Kombination derer, zu welchem Zweck und mit welchem Ziel eingesetzt werden. Das erfordert 
dringend die Orientierung an theoretischen Konzepten. Eine weitere Voraussetzung ist Klarheit 
und Transparenz, die therapeutische Arbeit muss eindeutig nachvollziehbar sein. Die Rahmen-
bedingungen hinsichtlich der baulichen Aufteilung bzw. der Struktur „…sowie die Möglichkeit 
eigenständiger Gestaltung des Vollzugs in sozialtherapeutischen Einrichtungen“77 müssen klar 
gesteckt sein. Das bedeutet auch, dass das alltägliche Leben organisiert und strukturiert sein 
muss. Das hat den Zweck „…der Bildung von kriminogenen Subkulturen entgegenwirken…“.78 
Der Inhaftierte soll befähigt werden seinen Alltag zu bewältigen. Eine wesentliche Vorausset-
zung dafür ist die Schaffung eines annehmbaren Klimas innerhalb der Einrichtung. Dafür sind 
auch die Mitarbeiter der einzelnen Fachrichtungen verantwortlich. Es ist wichtig, dass der In-
haftierte bei der Entscheidungsfindung beteiligt wird. Das stärkt das Selbstbewusstsein und 
Selbstvertrauen und führt zu einer neuen Selbstwahrnehmung. Entscheidungen, Abläufe und 
das therapeutische und methodische Arbeiten müssen verständlich und nachvollziehbar sein. 
Sowohl die Mitarbeiter der Fachdienste als auch die für den Bereich zuständigen Vollzugsbe-
amten müssen fähig sein, professionell mit der Klientel arbeiten zu können. Eine Therapiemaß-
nahme unter Haftbedingungen ist nicht vergleichbar mit einer Therapie außerhalb der totalen 
Institution. Ständige Fort- und Weiterbildung sowie Supervision und Teambesprechungen sind 
unbedingte Anforderungen, nicht nur im Sinne für die Inhaftierten. Die Aufnahme in einer so-
zialtherapeutischen Einrichtung erfordert eine vorherige Diagnosefeststellung. Die Therapie-
möglichkeiten sind vielfältig und nur mit einer klaren Aussagekräftigen Diagnose kann eine 
Behandlung Erfolgversprechend sein. Dabei ist die Diagnosefeststellung kein einmaliges Er-
eignis, sondern ein in die Therapie eingebundener Prozess. Es gilt immer wieder neu zu über-
prüfen, wie sich Therapie auf die Verhaltensweisen des Inhaftierten auswirken. Das ist vor al-
lem von großer Bedeutung, wenn es um Themen wie Lockerung, Hafturlaub oder Bewährung 
geht. Es muss dringend geklärt sein, ob und wenn ja in welchem Ausmaß von dem Gefangenen 
eine Gefahr ausgeht. Ein weiteres Ziel ist das Rückfallrisiko zu minimieren. Dazu ist es not-
wendig, dass durch den Inhaftierten mit Hilfe therapeutischer Mittel, gewisse Handlungs- und 
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Sozialkompetenzen entwickelt werden. Diese sollen helfen zukünftige Problem- oder Stresssi-
tuationen bewältigen zu können. Der Inhaftierte soll befähigt werden durch neu erlernte Fähig-
keiten seinen Alltag auch in der Gesellschaft meistern zu können. Ressourcen des Gefangenen 
sollen rausgefiltert  und für eine positive Entwicklung genutzt werden. Ist der Gefangene an 
dem Punkt der Entlassung angekommen, sind ambulante Hilfen und die Betreuung nach der 
Entlassung unabdingbar um den Erfolg der Sozialtherapie fortsetzen zu können.79 Welche Her-
ausforderungen sich hierbei für das Hilfesystem ergeben soll das letzte Kapitel klären. 
5.5 Vollzugslockerungen als Resozialisierungswirkung 
Die Aussicht auf Lockerung des Vollzugs kann eine positive Wirkung auf das Verhalten und 
die Entwicklung des Inhaftierten haben. „Vollzugslockerungen ermöglichen die Kommunika-
tion mit Außenstehenden, helfen Bindungen zu Bezugspersonen zu knüpfen, aufrechtzuerhal-
ten oder zu festigen und sollen subkulturelle Einflüsse des Haftmilieus vermindern.“80 Die Ein-
flüsse des Haftmilieus meinen hier, dass sich der Gefangene an das Werte- und Normensystem 
der Situation anpasst, somit findet eine Eingliederung in die Gefängnisgesellschaft statt, welche 
aber nicht förderlich für das Ziel der Resozialisierung ist. Je länger die Haft andauert umso 
mehr wird das innerhalb der Institution entwickelte Verständnis für dessen Werte und Normen 
verinnerlicht. Es erfolgt eine Anpassung an diese und ist somit ein Störfaktor für den Versuch 
mit sozialtherapeutische Maßnahmen eine positive Entwicklung zu schaffen. Demzufolge 
würde eine Schrittweise Öffnung des Systems durch die Lockerung des Vollzugs eine positive 
Wirkung haben. Freigang und Hafturlaub stellen nicht nur eine positive Aussicht für die Zu-
kunft dar, sondern dienen auch als resozialisierende Maßnahmen, „indem der Gefangene durch 
Selbstkontrolle das Durchstehen von Versuchungssituationen übt.“81 Außerdem bedeutet die 
Lockerung des Vollzugs, dass bei jedem Freigang auch die Strafe wieder ins Bewusstsein ge-
rufen wird, da der Rückweg in die Gefangenheit dies sehr stark spüren lässt. Eine Stufenweise 
Lockerung der Verwahrung scheint mir sehr effektiv. Zwar kann es nicht durch Theorien belegt 
werden, dass Gefangene, die Vollzugslockerung erfahren haben, besser oder intensiver resozi-
alisiert sind, aber es scheint eine Motivation darzustellen. Schließlich erfolgt die Lockerung nur 
bei guter Führung. Das bedeutet es muss ein Bestreben zum Erreichen der Resozialisierungs-
ziele vorliegen, was durch die Option Freigang zu erhalten wohl gegeben sein dürfte. Dabei 
wird sicherlich besonders darauf geachtet, in wie fern die Gefangenen vorher bereits in der 
Gesellschaft eingegliedert war. Die Lockerung des Vollzugs bedeutet auch einem schrittweisen 
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Annähern an die Gesellschaft, in die der Gefangene im besten Fall zurückgeführt werden soll. 
Es ist von großer Bedeutung, dass der gefangene die Möglichkeit hat sich in der Außenwelt zu 
behaupten um deren Anforderungen gerecht werden zu können. Es ist wichtig bei Aussicht auf 
Gelingen, den geigneten Zeitpunkt für die Lockerung zu wählen. Dauert die Haft schon lange 
an, besteht die Gefahr, dass der Gefangene das Gesellschaftssystem der Institution so verinner-
licht hat, das eine Anpassung an die für ihn fremde Gesellschaft, nicht gelingen wird. Oder aber 
wird die Lockerungsmaßnahme zu lang gewährt, hat das eher einen demotivierende Eigen-
schaft, weil das ständige zurückkehren müssen keine Aussicht auf Entlassung mit sich bringt.82  
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6. Herausforderungen an das Hilfesystem 
Im letzten Kapitel soll verdeutlicht werden, wie wichtig die enge Vernetzung und Strukturie-
rung des Hilfesystems ist. Ich möchte an dieser Stelle erwähnen, dass ich in diesem Abschnitt 
nicht mehr von Gefangenen oder Straftätern spreche, sondern ich werde diese Personengruppe 
als Klienten oder Klientel bezeichnen, da eine Stigmatisierung des vorangegangen Status als 
Gefangener nicht angebracht wäre.  
Die Straffälligenhilfe ist ein wesentlicher Bestandteil des Behandlungsplans, denn sie knüpft 
an die vorangegangenen Maßnahmen an und leistet Hilfestellung für den Weg zurück in die 
„normale“ Gesellschaft. Die Klienten stehen meist nach der langen Haft und Unterbringung in 
der sozialtherapeutischen Einrichtung, ohne großartige finanzielle oder materielle Mittel da Da-
für hat der Gesetzgeber das BSGH entworfen. Hier regelt der § 72 BSGH (Anlage 13) die Hilfe 
zur Überwindung besonderer sozialer Schwierigkeiten. Es richtet sich an Personen, die auf-
grund besonderer Lebensverhältnisse in sozialen Schwierigkeiten stecken. Dabei umfasst die 
gewährleistete Hilfe Maßnahmen, um diese sozialen Schwierigkeiten zu verbessern. Diese Un-
terstützung zeigt sich in Form von persönlicher Betreuung, Erlangen und Sicherung eines Ar-
beitsplatzes und der Beschaffung von Wohnraum. Die Träger der Sozialhilfe sind, in Koopera-
tion mit anderen Institutionen des Hilfesystems, dafür verantwortlich.83 Die Kontaktierung der 
Straffälligenhilfe muss noch während der Unterbringung in der Einrichtung geschehen, weil 
nur so ein nahtloser Übergang in das ambulante Hilfesystem erfolgen kann. Dies geschieht in 
enger Zusammenarbeit mit den Bereichen des Sozialen Dienstes der jeweiligen Einrichtungen.  
Es gilt, die in der Therapie geschaffenen Voraussetzungen anzuwenden, um an dem Leben in 
der „neuen“ Gesellschaft materiell, wie auch sozial und psychisch teilnehmen zu können. Die 
Straffälligenhilfe hat die wichtige Rolle, dem Klienten beratend und unterstützend beizustehen. 
 
  
                                                          
83 Vgl. § 72 BSGH – Anlage 13 
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6.1 Vernetzung und Kooperation in der Straffälligenhilfe 
Wenn es um die Entlassung der Inhaftierten geht, ist die Straffälligenhilfe der erste und wich-
tigste Ansprechpartner. Zwar ist die Entlassung aufgrund einer guten Prognose erfolgt, jedoch 
darf die Arbeit an der Stelle nicht aufhören. Die Anfänge für eine Wiedereingliederung in die 
Gesellschaft sind geschaffen. Die Straffälligenhilfe umfasst ein weites Aufgabenspektrum, de-
ren Bewältigung allein durch diese Hilfe nicht möglich ist. Das erfordert eine Vernetzung aller 
Institutionen und Hilfsangebote die mit der Klientel der entlassenen Straftäter zu tun haben. Die 
Aufgabenbereiche nehmen immer mehr zu. So z.B: die Sozialhilfe für die finanzielle Absiche-
rung oder die Wohnungslosenhilfe für die Überbrückung von Wohnungsnot. Auch die Berei-
che, die im Zusammenhang mit Krankheiten oder Süchten stehen zählen hier mit rein. Auch 
die Arbeit mit den Angehörigen oder der Täter-Opfer-Ausgleich sind Aufgabenbereiche der 
Straffälligenhilfe. Ein weites Spektrum an Aufgaben muss abgedeckt werden, aber ist das über-
haupt möglich? Heinz Cornel formuliert die verschiedenen Probleme, die sich daraus ergeben. 
Zum Ersten kommt es zu Versorgungslücken. Es fehlt an einer effektiven Koordination der 
Hilfen und oftmals ist das Hilfesystem für die betroffenen auch schwer erreichbar, weil es kaum 
Angebot auf dem Ansatz einer Niedrigschwelligkeit gibt. Diese Probleme werden verstärkt 
durch gesetzliche Barrieren. Bund und Länder haben keine einheitliche Richtlinie für die Straf-
fälligenhilfe geschaffen, sodass trotz eines vielleicht hohen Bedarfs, nicht überall die gleichen 
Hilfsangebote zur Verfügung stehen. Ein weiteres Problem ist das Fehlen von gemeinsamen 
Handlungsstrategien. Im Prinzip verfolgt jeder Bereich, sei es die JVA, die Ämter (Sozialamt, 
Arbeitsamt), die Gerichte und Staatsanwaltschaften, seine eigenen Ziele im Interesse der eige-
nen Konzeption. Erschwerend kommt hinzu, dass wie Hein Cornel sagt „Über all dem schwebt 
die Ideologie der Vergeltung und der absoluten Sicherung“84 Demzufolge kann es aufgrund 
einer sehr rationalen Kriminalpolitik kein reines einheitliches Hilfesystem geben. Dabei ist die 





                                                          
84 Heinz Cornel zitiert in Walter Chilian 1994, S. 280 
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Schlusswort 
Die  Zahl der Sicherungsverwahrten in Deutschland ist Gegensatz zu den normalen Strafgefan-
genen sehr gering. Waren es im Jahr 2012 rund 60.000 Strafgefangene, so standen denen zur 
Höchstzeit rund 500 Sicherungsverwahrte gegenüber. Trotzdem wird den Sicherungsverwahr-
ten eine solch enorme Beachtung geschenkt. Immer wieder rückt sie ins Zentrum kriminalpoli-
tischer und strafrechtlicher Diskussion. Ob nun mit dem Urteilsspruch des BVerfG der Durch-
bruch für eine vernünftige Rechtsgrundlage geschaffen ist, wage ich zu bezweifeln. Der Kack-
punkt ist, dass nach wie vor Menschen in Sicherungsverwahrung sind, die nicht zu der Gruppe 
der gefährlichen Gewalt- und Sexualverbrecher gehören. Für diese Gruppe gibt es mittlerweile 
per Gesetz die Anordnung, dass sie in einer sozialtherapeutischen Einrichtung untergebracht 
werden sollen. Was passiert aber mit den Verwahrten, die nicht zu dieser Tätergruppe gehören? 
Zwar genießen sie einige Vorzüge was die räumliche Ausgestaltung der Unterbringung betrifft. 
Jedoch müssen sie, wie die normalen Strafgefangen auch, die Aufnahme in der Sozialtherapeu-
tischen Einrichtung beantragen. Die Gewährung dieser Maßnahme erfolgt, man will nicht sagen 
willkürlich, aber meines Erachtens nach ungerecht verteilt. Sicher sind die Kapazitäten dieser 
Einrichtungen begrenzt, aber die statistischen Erhebungen haben auch gezeigt, dass keine 100 
% ige Auslastung der Einrichtung erfolgt. Auch wenn diese Annahme eher spekulativ ist, gehe 
ich davon aus, dass es nach wie vor einen Mangel an geeignetem Fachpersonal gibt. Bildung 
kostet Geld, das ist bekannt und auch teure Fort- und Weiterbildungsmaßnahmen verschlingen 
Millionen. Aber ist es nicht schon fast verrückt für noch mehr Millionen von Euro komplett 
neuen Einrichtungen für Sicherungsverwahrte zu errichten? Mir erscheint das suspekt. Die Fi-
nanzierung ist notwendig, jedoch wird dies meiner Meinung nach an der falschen Stelle getan. 
Fragt man einen Sicherungsverwahrten nach seinen zukünftig Perspektiven, so antwortet dieser 
mit Hoffnungslosigkeit. Diese Aussage ist keine Seltenheit. Noch immer sitzen Menschen in 
der Sicherungsverwahrung und werden willkürlich weggesperrt. Gut vielleicht ist der Begriff 
der Willkürlichkeit ein wenig übertrieben, aber welche Perspektiven gibt es denn für diese Per-
sonengruppen? Die besonders schweren Fälle, werden per Gesetz therapiert. Die Sicherungs-
verwahrten, die nicht zu dieser Personengruppe gehören aber dennoch als gefährlich eingestuft 
werden, warten hoffnungslos auf das nächste psychiatrische Gutachten in dem erneut eine Ge-
fährlichkeit des Menschen diagnostiziert wird, die eine Gefahr für die Öffentlichkeit darstellt. 
Kein Wunder, der Mensch bekommt ja auch nicht die Möglichkeit seine Verhaltensweisen zu 
ändern. Die sind nach den vielen Jahren im Strafvollzug und in der Sicherungsverwahrung so 
eingefahren und dem Gefängnismilieu angepasst, dass die Verwahrten gar nicht in der Lage 
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sind, sich in einer anderen Gesellschaft anzupassen. Der Grundgedanke der Sicherungsverwah-
rung soll hier nicht in Frage gestellt werden. Jedoch die Perspektivlosigkeit, die den Verwahrten 
durch den Umgang mit ihnen vermittelt wird. Sicherungsverwahrung ist eine Maßregel der 
Besserung und Sicherung. Sicherung in dem Fall für die öffentliche Bevölkerung, das ist klar. 
Wo aber steckt der Besserungscharakter, wenn die Verwahrten keine Aussicht auf Veränderung 
haben? Sicherungsverwahrte sind bereits vor der Inhaftierung durch ihre kriminellen Verhal-
tensweisen von der Gesellschaft ausgeschlossen. Sie können sich nicht in das Gefüge des Sys-
tems integrieren. Im Gefängnis passen sie sich gezwungenermaßen an und leben nach den Nor-
men- und Wertevorstellung der Gesellschaft des Strafvollzugs an. Erfolgt an dieser Stelle kein 
Entgegenwirken, wie das in der sozialtherapeutischen Arbeit geschieht, ist eine Aussicht auf 
















G v. 7.8.1952 II 685 
 
Inkraft gem. Bek. v. 15.12.1953, 1954 II 14 mWv 3.9.1953 
 
Artikel 1 
Verpflichtung zur Achtung der Menschenrechte 
Die Hohen Vertragsparteien sichern allen ihrer Hoheitsgewalt unterstehenden Personen die in 
Abschnitt I bestimmten Rechte und Freiheiten zu. 
Artikel 5 
Recht auf Freiheit und Sicherheit 
(1) Jede Person hat das Recht auf Freiheit und Sicherheit. Die Freiheit darf nur in den folgenden 
Fällen und nur auf die gesetzlich vorgeschriebene Weise entzogen werden: 
 a) rechtmäßige Freiheitsentziehung nach Verurteilung durch ein zuständiges Gericht; 
 b) rechtmäßige Festnahme oder rechtmäßiger Freiheitsentziehung wegen Nichtbefol-
gung einer rechtmäßigen gerichtlichen Anordnung oder zur Erzwingung der Erfül-
lung einer gesetzlichen Verpflichtung; 
 c) rechtmäßige Festnahme oder rechtmäßiger Freiheitsentziehung zur Vorführung vor 
die zuständige Gerichtsbehörde, wenn hinreichender Verdacht besteht, daß die be-
treffende Person eine Straftat begangen hat, oder wenn begründeter Anlaß zu der 
Annahme besteht, daß es notwendig ist, sie an der Begehung einer Straftat oder an 
der Flucht nach Begehung einer solchen zu hindern; 
 d) rechtmäßige Freiheitsentziehung bei Minderjährigen zum Zweck überwachter Er-
ziehung oder zur Vorführung vor die zuständige Behörde; 
 e) rechtmäßige Freiheitsentziehung mit dem Ziel, eine Verbreitung ansteckender 
Krankheiten zu verhindern, sowie bei psychisch Kranken, Alkohol- oder Rausch-
giftsüchtigen und Landstreichern; 
 f) rechtmäßige Festnahme oder rechtmäßige Freiheitsentziehung zur Verhinderung der 
unerlaubten Einreise sowie bei Personen, gegen die ein Ausweisungs- oder Auslie-
ferungsverfahren im Gange ist. 
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(2) Jeder festgenommenen Person muß unverzüglich in einer ihr verständlichen Sprache mit-
geteilt werden, welches die Gründe für ihre Festnahme sind und welche Beschuldigungen gegen 
sie erhoben werden. 
(3) Jede Person, die nach Absatz 1 Buchstabe c von Festnahme oder Freiheitsentziehung be-
troffen ist, muß unverzüglich einem Richter oder einer anderen gesetzlich zur Wahrnehmung 
richterlicher Aufgaben ermächtigten Person vorgeführt werden; sie hat Anspruch auf ein Urteil 
innerhalb angemessener Frist oder auf Entlassung während des Verfahrens. Die Entlassung 
kann von der Leistung einer Sicherheit für das Erscheinen vor Gericht abhängig gemacht wer-
den. 
(4) Jede Person, die festgenommen oder der die Freiheit entzogen ist, hat das Recht zu beantra-
gen, daß ein Gericht innerhalb kurzer Frist über die Rechtmäßigkeit der Freiheitsentziehung 
entscheidet und ihre Entlassung anordnet, wenn die Freiheitsentziehung nicht rechtmäßig ist. 
(5) Jede Person, die unter Verletzung dieses Artikels von Festnahme oder Freiheitsentziehung 
betroffen ist, hat Anspruch auf Schadensersatz. 
 
Artikel 7  
Keine Strafe ohne Gesetz 
(1) Niemand darf wegen einer Handlung oder Unterlassung verurteilt werden, die zur Zeit ihrer 
Begehung nach innerstaatlichem oder internationalem Recht nicht strafbar war. Es darf auch 
keine schwerere als die zur Zeit der Begehung angedrohte Strafe verhängt werden. 
(2) Dieser Artikel schließt nicht aus, dass jemand wegen einer Handlung oder Unterlassung 
verurteilt oder bestraft wird, die zur Zeit ihrer Begehung nach den von den zivilisierten Völkern 
anerkannten allgemeinen Rechtsgrundsätzen strafbar war. 
Artikel 59 
Unterzeichnung und Ratifikation 
(1) Diese Konvention liegt für die Mitglieder des Europarats zur Unterzeichnung auf. Sie bedarf 
der Ratifikation. Die Ratifikationsurkunden werden beim Generalsekretär des Europarats hin-
terlegt. 
(2) Die Europäische Union kann dieser Konvention beitreten. 
(3) Diese Konvention tritt nach Hinterlegung von zehn Ratifikationsurkunden in Kraft. 
(4) Für jeden Unterzeichner, der die Konvention später ratifiziert, tritt sie mit der Hinterlegung 
seiner Ratifikationsurkunde in Kraft. 
(5) Der Generalsekretär des Europarats notifiziert allen Mitgliedern des Europarats das Inkraft-
treten der Konvention, die Namen der Hohen Vertragsparteien, die sie ratifiziert haben, und 
















(1) Jeder hat das Recht auf die freie Entfaltung seiner Persönlichkeit, soweit er nicht die Rechte 
anderer verletzt und nicht gegen die verfassungsmäßige Ordnung oder das Sittengesetz ver-
stößt. 
(2) Jeder hat das Recht auf Leben und körperliche Unversehrtheit. Die Freiheit der Person ist 
unverletzlich. In diese Rechte darf nur auf Grund eines Gesetzes eingegriffen werden. 
 
Artikel 94  
(1) Das Bundesverfassungsgericht besteht aus Bundesrichtern und anderen Mitgliedern. Die 
Mitglieder des Bundesverfassungsgerichtes werden je zur Hälfte vom Bundestage und vom 
Bundesrate gewählt. Sie dürfen weder dem Bundestage, dem Bundesrate der Bundesregierung 
noch entsprechenden Organen eines Landes angehören. 
(2) Ein Bundesgesetz regelt seine Verfassung und das Verfahren und bestimmt, in welchen 
Fällen seine Entscheidungen Gesetzeskraft haben. Es kann für Verfassungsbeschwerden die 




(1) Die Freiheit der Person kann nur auf Grund eines förmlichen Gesetzes und nur unter Be-
achtung der darin vorgeschriebenen Formen beschränkt werden. Festgehaltene Personen dürfen 
weder seelisch noch körperlich mißhandelt werden. 
(2) Über die Zulässigkeit und Fortdauer einer Freiheitsentziehung hat nur der Richter zu ent-
scheiden. Bei jeder nicht auf richterlicher Anordnung beruhenden Freiheitsentziehung ist un-
verzüglich eine richterliche Entscheidung herbeizuführen. Die Polizei darf aus eigener Macht-
vollkommenheit niemanden länger als bis zum Ende des Tages nach dem Ergreifen in eigenem 
Gewahrsam halten. Das Nähere ist gesetzlich zu regeln. 
(3) Jeder wegen des Verdachtes einer strafbaren Handlung vorläufig Festgenommene ist spä-
testens am Tage nach der Festnahme dem Richter vorzuführen, der ihm die Gründe der Fest-
nahme mitzuteilen, ihn zu vernehmen und ihm Gelegenheit zu Einwendungen zu geben hat. 
Der Richter hat unverzüglich entweder einen mit Gründen versehenen schriftlichen Haftbefehl 
zu erlassen oder die Freilassung anzuordnen.  
(4) Von jeder richterlichen Entscheidung über die Anordnung oder Fortdauer einer Freiheits-
entziehung ist unverzüglich ein Angehöriger des Festgehaltenen oder eine Person seines Ver-




(1) Recht, das als Bundesrecht erlassen worden ist, aber wegen der Änderung des Artikels 74 
Abs. 1, der Einfügung des Artikels 84 Abs. 1 Satz 7, des Artikels 85 Abs. 1 Satz 2 oder des 
Artikels 105 Abs. 2a Satz 2 oder wegen der Aufhebung der Artikel 74a, 75 oder 98 Abs. 3 
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Satz 2 nicht mehr als Bundesrecht erlassen werden könnte, gilt als Bundesrecht fort. Es kann 
durch Landesrecht ersetzt werden. 
 
(2) Recht, das auf Grund des Artikels 72 Abs. 2 in der bis zum 15. November 1994 geltenden 
Fassung erlassen worden ist, aber wegen Änderung des Artikels 72 Abs. 2 nicht mehr als 
Bundesrecht erlassen werden könnte, gilt als Bundesrecht fort. Durch Bundesgesetz kann be-
stimmt werden, dass es durch Landesrecht ersetzt werden kann. 
 
(3) Recht, das als Landesrecht erlassen worden ist, aber wegen Änderung des Artikels 73 
nicht mehr als Landesrecht erlassen werden könnte, gilt als Landesrecht fort. Es kann durch 




















Quelle:  http://dejure.org/gesetze/GG 




Gesetz über das Bundesverfassungsgericht 











(1) Die Entscheidungen des Bundesverfassungsgerichts binden die Verfassungsorgane des 
Bundes und der Länder sowie alle Gerichte und Behörden.  
 
(2) In den Fällen des § 13 Nr. 6, 6a, 11, 12 und 14 hat die Entscheidung des Bundesverfassungs-
gerichts Gesetzeskraft. Das gilt auch in den Fällen des § 13 Nr. 8a, wenn das Bundesverfas-
sungsgericht ein Gesetz als mit dem Grundgesetz vereinbar oder unvereinbar oder für nichtig 
erklärt. Soweit ein Gesetz als mit dem Grundgesetz oder sonstigem Bundesrecht vereinbar oder 
unvereinbar oder für nichtig erklärt wird, ist die Entscheidungsformel durch das Bundesminis-
terium der Justiz im Bundesgesetzblatt zu veröffentlichen. Entsprechendes gilt für die Entschei-


























Allgemeiner Teil  
Ausfertigungsdatum: 15.05.1871 
 
Stand: Neugefasst durch Bek. v. 13.11.1998 I 3322; zuletzt geändert durch Art. 1 G v. 
24.9.2013 I 3671 
 
Dritter Abschnitt – Rechtsfolgen der Tat  
Sechster Tittel – Maßregeln der Besserung und Sicherung  
 
§ 66 Unterbringung in der Sicherungsverwahrung 
(1) Das Gericht ordnet neben der Strafe die Sicherungsverwahrung an, wenn 
1. jemand zu Freiheitsstrafe von mindestens zwei Jahren wegen einer vorsätzlichen Straftat    
    verurteilt wird, die 
a) sich gegen das Leben, die körperliche Unversehrtheit, die persönliche Freiheit oder        
    die sexuelle Selbstbestimmung richtet, 
b) unter den Ersten, Siebenten, Zwanzigsten oder Achtundzwanzigsten Abschnitt des  
Besonderen Teils oder unter das Völkerstrafgesetzbuch oder das Betäubungsmittel-
gesetz fällt und im Höchstmaß mit Freiheitsstrafe von mindestens zehn Jahren be-
droht ist oder 
c) den Tatbestand des § 145a erfüllt, soweit die Führungsaufsicht auf Grund einer  Straf- 
    tat der in den Buchstaben a oder b genannten Art eingetreten ist, oder den Tatbestand   
    des § 323a, soweit die im Rausch begangene rechtswidrige Tat eine solche der in den   
    Buchstaben a oder b genannten Art ist, 
   2. der Täter wegen Straftaten der in Nummer 1 genannten Art, die er vor der neuen Tat be- 
       gangen hat, schon zweimal jeweils zu einer Freiheitsstrafe von mindestens einem Jahr ver-  
       urteilt worden ist, 
   3. er wegen einer oder mehrerer dieser Taten vor der neuen Tat für die Zeit von mindestens  
       zwei Jahren Freiheitsstrafe verbüßt oder sich im Vollzug einer freiheitsentziehenden Maß- 
       regel der Besserung und Sicherung befunden hat und 
   4. die Gesamtwürdigung des Täters und seiner Taten ergibt, dass er infolge eines Hanges zu     
       erheblichen Straftaten, namentlich zu solchen, durch welche die Opfer seelisch oder kör- 
       perlich schwer geschädigt werden, zum Zeitpunkt der Verurteilung für die Allgemeinheit   
       gefährlich ist. 
 
Für die Einordnung als Straftat im Sinne von Satz 1 Nummer 1 Buchstabe b gilt § 12 Absatz 3 
entsprechend, für die Beendigung der in Satz 1 Nummer 1 Buchstabe c genannten Führungs-
aufsicht § 68b Absatz 1 Satz 4. 
 
(2) Hat jemand drei Straftaten der in Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 genannten Art begangen, durch 
die er jeweils Freiheitsstrafe von mindestens einem Jahr verwirkt hat, und wird er wegen einer 
oder mehrerer dieser Taten zu Freiheitsstrafe von mindestens drei Jahren verurteilt, so kann das 
Gericht unter der in Absatz 1 Satz 1 Nummer 4 bezeichneten Voraussetzung neben der Strafe 
die Sicherungsverwahrung auch ohne frühere Verurteilung oder 
Freiheitsentziehung (Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 und 3) anordnen. 
 
(3) Wird jemand wegen eines die Voraussetzungen nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 Buchstabe 
a oder b erfüllenden Verbrechens oder wegen einer Straftat nach den §§ 174 bis 174c, 176, 179 
S e i t e  | 48 
 
Abs. 1 bis 4, §§ 180, 182, 224, 225 Abs. 1 oder 2 oder wegen einer vorsätzlichen Straftat nach 
§ 323a, soweit die im Rausch begangene Tat eine der vorgenannten rechtswidrigen Taten ist, 
zu Freiheitsstrafe von mindestens zwei Jahren verurteilt, so kann das Gericht neben der Strafe 
die Sicherungsverwahrung anordnen, wenn der Täter wegen einer oder mehrerer solcher Straf-
taten, die er vor der neuen Tat begangen hat, schon einmal zu Freiheitsstrafe von mindestens 
drei Jahren verurteilt worden ist und die in Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 und 4 genannten Vo-
raussetzungen erfüllt sind. Hat jemand zwei Straftaten der in Satz 1 bezeichneten Art begangen, 
durch die er jeweils Freiheitsstrafe von mindestens zwei Jahren verwirkt hat und wird er wegen 
einer oder mehrerer dieser Taten zu Freiheitsstrafe von mindestens drei Jahren verurteilt, so 
kann das Gericht unter den in Absatz 1 Satz 1 Nummer 4 bezeichneten Voraussetzungen neben 
der Strafe die Sicherungsverwahrung auch ohne frühere Verurteilung oder Freiheitsentziehung 
(Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 und 3) anordnen. Die Absätze 1 und 2 bleiben unberührt. 
 
(4) Im Sinne des Absatzes 1 Satz 1 Nummer 2 gilt eine Verurteilung zu Gesamtstrafe als eine 
einzige Verurteilung. Ist Untersuchungshaft oder eine andere Freiheitsentziehung auf Freiheits-
strafe angerechnet, so gilt sie als verbüßte Strafe im Sinne des Absatzes 1 Satz 1 Nummer 3. 
Eine frühere Tat bleibt außer Betracht, wenn zwischen ihr und der folgenden Tat mehr als fünf 
Jahre verstrichen sind; bei Straftaten gegen die sexuelle Selbstbestimmung beträgt die Frist 
fünfzehn Jahre. In die Frist wird die Zeit nicht eingerechnet, in welcher der Täter auf behördli-
che Anordnung in einer Anstalt verwahrt worden ist. Eine Tat, die außerhalb des räumlichen 
Geltungsbereichs dieses Gesetzes abgeurteilt worden ist, steht einer innerhalb dieses Bereichs 
abgeurteilten Tat gleich, wenn sie nach deutschem Strafrecht eine Straftat der in Absatz 1 Satz  
Nummer 1, in den Fällen des Absatzes 3 der in Absatz 3 Satz 1 bezeichneten Art wäre.  
 
§ 66a Vorbehalt der Unterbringung in der Sicherungsverwahrung 
(1) Das Gericht kann im Urteil die Anordnung der Sicherungsverwahrung vorbehalten, wenn 
   1. jemand wegen einer der in § 66 Absatz 3 Satz 1 genannten Straftaten verurteilt wird, 
   2. die übrigen Voraussetzungen des § 66 Absatz 3 erfüllt sind, soweit dieser nicht auf § 66  
       Absatz 1 Satz 1 Nummer 4 verweist, und 
   3. nicht mit hinreichender Sicherheit feststellbar, aber wahrscheinlich ist, dass die Vorausset- 
       zungen des § 66 Absatz 1 Satz 1 Nummer 4 vorliegen. 
 
(2) Einen Vorbehalt im Sinne von Absatz 1 kann das Gericht auch aussprechen, wenn 
   1. jemand zu einer Freiheitsstrafe von mindestens fünf Jahren wegen eines oder mehrerer           
       Verbrechen gegen das Leben, die körperliche Unversehrtheit, die persönliche Freiheit, die   
       sexuelle Selbstbestimmung, nach dem Achtundzwanzigsten Abschnitt oder nach den §§  
       250, 251, auch in Verbindung mit § 252 oder § 255, verurteilt wird, 
   2. die Voraussetzungen des § 66 nicht erfüllt sind und 
   3. mit hinreichender Sicherheit feststellbar oder zumindest wahrscheinlich ist, dass die  
       Voraussetzungen des § 66 Absatz 1 Satz 1 Nummer 4 vorliegen. 
 
(3) Über die nach Absatz 1 oder 2 vorbehaltene Anordnung der Sicherungsverwahrung kann 
das Gericht im ersten Rechtszug nur bis zur vollständigen Vollstreckung der Freiheitsstrafe 
entscheiden; dies gilt auch, wenn die Vollstreckung des Strafrestes zur Bewährung ausgesetzt 
war und der Strafrest vollstreckt wird. Das Gericht ordnet die Sicherungsverwahrung an, wenn 
die Gesamtwürdigung des Verurteilten, seiner Tat oder seiner Taten und ergänzend seiner Ent-
wicklung bis zum Zeitpunkt der Entscheidung ergibt, dass von ihm erhebliche Straftaten zu 
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§ 66b Nachträgliche Anordnung der Unterbringung in der Sicherungsverwahrung 
Ist die Unterbringung in einem psychiatrischen Krankenhaus nach § 67d Abs. 6 für erledigt 
erklärt worden, weil der die Schuldfähigkeit ausschließende oder vermindernde Zustand, auf 
dem die Unterbringung beruhte, im Zeitpunkt der Erledigungsentscheidung nicht bestanden hat, 
so kann das Gericht die Unterbringung in der Sicherungsverwahrung nachträglich anordnen, 
wenn 
   1. die Unterbringung des Betroffenen nach § 63 wegen mehrerer der in § 66 Abs. 3 Satz 1  
       genannten Taten angeordnet wurde oder wenn der Betroffene wegen einer oder mehrerer  
       solcher Taten, die er vor der zur Unterbringung nach § 63 führenden Tat begangen hat,  
       schon einmal zu einer Freiheitsstrafe von mindestens drei Jahren verurteilt oder in einem  
       psychiatrischen Krankenhaus untergebracht worden war und 
   2. die Gesamtwürdigung des Betroffenen, seiner Taten und ergänzend seiner Entwicklung bis  
       zum Zeitpunkt der Entscheidung ergibt, dass er mit hoher Wahrscheinlichkeit erhebliche  
       Straftaten begehen wird, durch welche die Opfer seelisch oder körperlich schwer geschä- 
       digt werden.  
 
Dies gilt auch, wenn im Anschluss an die Unterbringung nach § 63 noch eine   
daneben angeordnete Freiheitsstrafe ganz oder teilweise zu vollstrecken ist. 
 
§ 66c Ausgestaltung der Unterbringung in der Sicherungsverwahrung und des 
vorhergehenden Strafvollzugs 
(1) Die Unterbringung in der Sicherungsverwahrung erfolgt in Einrichtungen, die 
   1. dem Untergebrachten auf der Grundlage einer umfassenden Behandlungsuntersuchung und  
       eines regelmäßig fortzuschreibenden Vollzugsplans eine Betreuung anbieten,  
a) die individuell und intensiv sowie geeignet ist, seine Mitwirkungsbereitschaft zu we 
    cken und zu fördern, insbesondere eine psychiatrische, psycho- oder sozialtherapeu 
    tische Behandlung, die auf den Untergebrachten zugeschnitten ist, soweit standardis   
    sierte Angebote nicht Erfolg versprechend sind, und 
b) die zum Ziel hat, seine Gefährlichkeit für die Allgemeinheit so zu mindern, dass die  
    Vollstreckung der Maßregel möglichst bald zur Bewährung ausgesetzt oder sie für  
    erledigt erklärt werden kann, 
   2. eine Unterbringung gewährleisten, 
a) die den Untergebrachten so wenig wie möglich belastet, den Erfordernissen der Be- 
    treuung im Sinne von Nummer 1 entspricht und, soweit Sicherheitsbelange nicht ent- 
    gegenstehen, den allgemeinen Lebensverhältnissen angepasst ist, und 
b) die vom Strafvollzug getrennt in besonderen Gebäuden oder Abteilungen erfolgt, so 
    fern nicht die Behandlung im Sinne von Nummer 1 ausnahmsweise etwas anderes  
    erfordert, und 
 
   3. zur Erreichung des in Nummer 1 Buchstabe b genannten Ziels 
a) vollzugsöffnende Maßnahmen gewähren und Entlassungsvorbereitungen treffen, so 
    weit nicht zwingende Gründe entgegenstehen, insbesondere konkrete Anhaltspunkte  
    die Gefahr begründen, der Untergebrachte werde sich dem Vollzug der Sicherungs- 
    verwahrung entziehen oder die Maßnahmen zur Begehung erheblicher Straftaten   
    missbrauchen, sowie 
b) in enger Zusammenarbeit mit staatlichen oder freien Trägern eine nachsorgende Be- 
    treuung in Freiheit ermöglichen. 
 
 (2) Hat das Gericht die Unterbringung in der Sicherungsverwahrung im Urteil (§ 66), nach 
Vorbehalt (§ 66a Absatz 3) oder nachträglich (§ 66b) angeordnet oder sich eine solche Anord-
nung im Urteil vorbehalten (§ 66a Absatz 1 und 2), ist dem Täter schon im Strafvollzug eine 
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Betreuung im Sinne von Absatz 1 Nummer 1, insbesondere eine sozialtherapeutische Behand-
lung, anzubieten mit dem Ziel, die Vollstreckung der Unterbringung (§ 67c Absatz 1 Satz 1 
Nummer 1) oder deren Anordnung (§ 66a Absatz 3) möglichst entbehrlich zu machen. 
 
§ 67d Dauer der Unterbringung 
 
(1) Die Unterbringung in einer Entziehungsanstalt darf zwei Jahre nicht übersteigen. Die Frist 
läuft vom Beginn der Unterbringung an. Wird vor einer Freiheitsstrafe eine daneben angeord-
nete freiheitsentziehende Maßregel vollzogen, so verlängert sich die Höchstfrist um die Dauer 
der Freiheitsstrafe, soweit die Zeit des Vollzugs der Maßregel auf die Strafe angerechnet wird. 
 
(2) Ist keine Höchstfrist vorgesehen oder ist die Frist noch nicht abgelaufen, so setzt das Gericht 
die weitere Vollstreckung der Unterbringung zur Bewährung aus, wenn zu erwarten ist, daß der 
Untergebrachte außerhalb des Maßregelvollzugs keine rechtswidrigen Taten mehr begehen 
wird. Gleiches gilt, wenn das Gericht nach Beginn der Vollstreckung der Unterbringung in der 
Sicherungsverwahrung feststellt, dass die weitere Vollstreckung unverhältnismäßig wäre, weil 
dem Untergebrachten nicht spätestens bis zum Ablauf einer vom Gericht bestimmten Frist von 
höchstens sechs Monaten ausreichende Betreuung im Sinne des § 66c Absatz 1 Nummer 1 
angeboten worden ist; eine solche Frist hat das Gericht, wenn keine ausreichende Betreuung 
angeboten wird, unter Angabe der anzubietenden Maßnahmen bei der Prüfung der Aussetzung 
der Vollstreckung festzusetzen. Mit der Aussetzung nach Satz 1 oder 2 tritt Führungsaufsicht 
ein. 
 
(3) Sind zehn Jahre der Unterbringung in der Sicherungsverwahrung vollzogen worden, so er-
klärt das Gericht die Maßregel für erledigt, wenn nicht die Gefahr besteht, daß der Unterge-
brachte erhebliche Straftaten begehen wird, durch welche die Opfer seelisch oder körperlich 
schwer geschädigt werden. Mit der Entlassung aus dem Vollzug der Unterbringung tritt Füh-
rungsaufsicht ein.  
 
(4) Ist die Höchstfrist abgelaufen, so wird der Untergebrachte entlassen. Die Maßregel ist damit 
erledigt. Mit der Entlassung aus dem Vollzug der Unterbringung tritt Führungsaufsicht ein. 
 
(5) Das Gericht erklärt die Unterbringung in einer Entziehungsanstalt für erledigt, wenn die 
Voraussetzungen des § 64 Satz 2 nicht mehr vorliegen. Mit der Entlassung aus dem Vollzug 
der Unterbringung tritt Führungsaufsicht ein. 
 
(6) Stellt das Gericht nach Beginn der Vollstreckung der Unterbringung in einem psychiatri-
schen Krankenhaus fest, dass die Voraussetzungen der Maßregel nicht mehr vorliegen oder die 
weitere Vollstreckung der Maßregel unverhältnismäßig wäre, so erklärt es sie für erledigt. Mit 
der Entlassung aus dem Vollzug der Unterbringung tritt Führungsaufsicht ein. Das Gericht ord-
net den Nichteintritt der Führungsaufsicht an, wenn zu erwarten ist, dass der Betroffene auch 














Gesetz über den Vollzug der Freiheitsstrafe und der  
freiheitsentziehenden Maßregeln der Besserung und Sicherung 






§ 123 Sozialtherapeutische Anstalten und Abteilungen 
(1) Für den Vollzug nach § 9 sind von den übrigen Vollzugsanstalten getrennte sozialtherapeu-
tische Anstalten vorzusehen. 
(2) Aus besonderen Gründen können auch sozialtherapeutische Abteilungen in anderen Voll-
zugsanstalten eingerichtet werden. Für diese Abteilungen gelten die Vorschriften über die so-
zialtherapeutische Anstalt entsprechend. 
 
§ 124 Urlaub zur Vorbereitung der Entlassung 
(1) Der Anstaltsleiter kann dem Gefangenen zur Vorbereitung der Entlassung Sonderurlaub bis 
zu sechs Monaten gewähren. § 11 Abs. 2 und § 13 Abs. 5 gelten entsprechend. 
(2) Dem Beurlaubten sollen für den Urlaub Weisungen erteilt werden. Er kann insbesondere 
angewiesen werden, sich einer von der Anstalt bestimmten Betreuungsperson zu unterstellen 
und jeweils für kurze Zeit in die Anstalt zurückzukehren. 
(3) § 14 Abs. 2 gilt entsprechend. Der Urlaub wird widerrufen, wenn dies für die Behandlung 
des Gefangenen notwendig ist. 
 
§ 125 Aufnahme auf freiwilliger Grundlage 
(1) Ein früherer Gefangener kann auf seinen Antrag vorübergehend wieder in die sozialthera-
peutische Anstalt aufgenommen werden, wenn das Ziel seiner Behandlung gefährdet und ein 
Aufenthalt in der Anstalt aus diesem Grunde gerechtfertigt ist. Die Aufnahme ist jederzeit wi-
derruflich.  
(2) Gegen den Aufgenommenen dürfen Maßnahmen des Vollzuges nicht mit unmittelbarem 
Zwang durchgesetzt werden. 
(3) Auf seinen Antrag ist der Aufgenommene unverzüglich zu entlassen. 
 
§ 126 Nachgehende Betreuung 
Die Zahl der Fachkräfte für die sozialtherapeutische Anstalt ist so zu bemessen, daß auch eine 
nachgehende Betreuung der Gefangenen gewährleistet ist, soweit diese anderweitig nicht si-
chergestellt werden kann. 
 
Dritter Abschnitt 
Besondere Vorschriften über den Vollzug der freiheitsentziehenden Maßregeln der Besserung 
und Sicherung 
 
Erster Titel – Sicherungsverwahrung 
 
§ 129 Ziel der Unterbringung 
Der Sicherungsverwahrte wird zum Schutz der Allgemeinheit sicher untergebracht. Ihm soll 
geholfen werden, sich in das Leben in Freiheit einzugliedern. 
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§ 130 Anwendung anderer Vorschriften 
Für die Sicherungsverwahrung gelten die Vorschriften über den Vollzug der Freiheitsstrafe (§§ 
3 bis 119, 120 bis 126 sowie 179 bis 187) entsprechend, soweit im Folgenden nichts anderes 
bestimmt ist. 
 
§ 131 Ausstattung 
Die Ausstattung der Sicherungsanstalten, namentlich der Hafträume, und besondere Maßnah-
men zur Förderung und Betreuung sollen dem Untergebrachten helfen, sein Leben in der An-
stalt sinnvoll zu gestalten, und ihn vor Schäden eines langen Freiheitsentzuges bewahren. Sei-
nen persönlichen Bedürfnissen ist nach Möglichkeit Rechnung zu tragen. 
 
§ 132 Kleidung 
Der Untergebrachte darf eigene Kleidung, Wäsche und eigenes Bettzeug benutzen, wenn 
Gründe der Sicherheit nicht entgegenstehen und der Untergebrachte für Reinigung, Instandset-
zung und regelmäßigen Wechsel auf eigene Kosten sorgt. 
 
§ 133 Selbstbeschäftigung. Taschengeld 
(1) Dem Untergebrachten wird gestattet, sich gegen Entgelt selbst zu beschäftigen, wenn dies 
dem Ziel dient, Fähigkeiten für eine Erwerbstätigkeit nach der Entlassung zu vermitteln, zu 
erhalten oder zu fördern. 
 
(2) Das Taschengeld (§ 46) darf den dreifachen Tagessatz der Eckvergütung nach § 43 Abs. 2 
im Monat nicht unterschreiten. 
 
§ 134 Entlassungsvorbereitung 
Um die Entlassung zu erproben und vorzubereiten, kann der Vollzug gelockert und Sonderur-
laub bis zu einem Monat gewährt werden. Bei Untergebrachten in einer sozialtherapeutischen 
Anstalt bleibt § 124 unberührt. 
 
§ 135 Sicherungsverwahrung in Frauenanstalten 
Die Sicherungsverwahrung einer Frau kann auch in einer für den Vollzug der Freiheitsstrafe 
bestimmten Frauenanstalt durchgeführt werden, wenn diese Anstalt für die Sicherungsverwah-
rung eingerichtet ist. 
 
 
Vierter Abschnitt - Vollzugsbehörden 
Erster Titel - Arten und Einrichtung der Justizvollzugsanstalten 
 
§ 140 Trennung des Vollzuges 
(1) Die Unterbringung in der Sicherungsverwahrung wird in getrennten Anstalten oder in ge-
trennten Abteilungen einer für den Vollzug der Freiheitsstrafe bestimmten Vollzugsanstalt voll-
zogen. 
(2) Frauen sind getrennt von Männern in besonderen Frauenanstalten unterzubringen. Aus be-
sonderen Gründen können für Frauen getrennte Abteilungen in Anstalten für Männer vorgese-
hen werden. 
(3) Von der getrennten Unterbringung nach den Absätzen 1 und 2 darf abgewichen werden, um 
dem Gefangenen die Teilnahme an Behandlungsmaßnahmen in einer anderen Anstalt oder in 
einer anderen Abteilung zu ermöglichen. 
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§ 9 StVollzG Verlegung in eine sozialtherapeutische Anstalt  
(1) Ein Gefangener ist in eine sozialtherapeutische Anstalt zu verlegen, wenn er wegen einer 
Straftat nach den §§ 174 bis 180 oder 182 des Strafgesetzbuches zu zeitiger Freiheitsstrafe von 
mehr als zwei Jahren verurteilt worden ist und die Behandlung in einer sozialtherapeutischen 
Anstalt nach § 6 Abs. 2 Satz 2 oder § 7 Abs. 4 angezeigt ist. Der Gefangene ist zurückzuverle-
gen, wenn der Zweck der Behandlung aus Gründen, die in der Person des Gefangenen liegen, 
nicht erreicht werden kann. 
(2) Andere Gefangene können mit ihrer Zustimmung in eine sozialtherapeutische Anstalt ver-
legt werden, wenn die besonderen therapeutischen Mittel und sozialen Hilfen der Anstalt zu 
ihrer Resozialisierung angezeigt sind. In diesen Fällen bedarf die Verlegung der Zustimmung 
des Leiters der sozialtherapeutischen Anstalt. 




























Bundesverfassungsgericht - Pressestelle - 
 
Pressemitteilung Nr. 31/2011 vom 4. Mai 2011 
 
Urteil vom 4. Mai 2011 
Sicherungsverwahrung I 
2 BvR 2365/09, 2 BvR 740/10 
Sicherungsverwahrung II 








Das Bundesverfassungsgericht hat heute sein Urteil über die Verfassungsbeschwerden von vier 
Sicherungsverwahrten verkündet, die sich gegen die Fortdauer ihrer Unterbringung in der Si-
cherungsverwahrung nach Ablauf der früher geltenden zehnjährigen Höchstfrist (Sicherungs-
verwahrung I) bzw. gegen die nachträgliche Anordnung ihrer Unterbringung in der Sicherungs-
verwahrung (Sicherungsverwahrung II) wenden.  
 
Über den Sachverhalt informiert die Pressemitteilung Nr. 117/2010 vom 16. Dezember 2010. 
Sie kann auf der Homepage des Bundesverfassungsgerichts eingesehen werden.  
 
Der Zweite Senat des Bundesverfassungsgerichts hat entschieden, dass alle Vorschriften des 
Strafgesetzbuches und des Jugendgerichtsgesetzes über die Anordnung und Dauer der Siche-
rungsverwahrung mit dem Freiheitsgrundrecht der Untergebrachten aus Art. 2 Abs. 2 Satz 2 in 
Verbindung mit Art. 104 Abs. 1 GG nicht vereinbar sind, weil sie den Anforderungen des ver-
fassungsrechtlichen Abstandsgebots nicht genügen.  
 
Überdies verletzen die mit den Verfassungsbeschwerden angegriffenen Vorschriften zur nach-
träglichen Verlängerung der Sicherungsverwahrung über die frühere Zehnjahreshöchstfrist hin-
aus und zur nachträglichen Anordnung der Sicherungsverwahrung im Erwachsenen- und Ju-
gendstrafrecht das rechtsstaatliche Vertrauensschutzgebot aus Art. 2 Abs. 2 Satz 2 in Verbin-
dung mit Art. 20 Abs. 3 GG.  
 
Bis zum Inkrafttreten einer gesetzlichen Neuregelung, längstens bis zum 31. Mai 2013, hat das 
Bundesverfassungsgericht die weitere Anwendbarkeit der für verfassungswidrig erklärten Vor-
schriften angeordnet, und im Wesentlichen folgende Übergangsregelungen getroffen:  
 
1. In den sog. Altfällen, in denen die Unterbringung der Sicherungsverwahrten über die frühere 
Zehnjahresfrist hinaus fortdauert, sowie in den Fällen der nachträglichen Sicherungsverwah-
rung darf die Unterbringung in der Sicherungsverwahrung bzw. deren Fortdauer nur noch an-
geordnet werden, wenn eine hochgradige Gefahr schwerster Gewalt- oder Sexualstraftaten aus 
konkreten Umständen in der Person oder dem Verhalten des Untergebrachten abzuleiten ist und 
dieser an einer psychischen Störung im Sinne von § 1 Absatz 1 Nr. 1 des Therapieunterbrin-
gungsgesetzes (ThUG) leidet. Die Vollstreckungsgerichte haben unverzüglich das Vorliegen 
dieser Voraussetzungen der Fortdauer der Sicherungsverwahrung zu prüfen und anderenfalls 
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die Freilassung der betroffenen Sicherungsverwahrten spätestens zum 31. Dezember 2011 an-
zuordnen.  
 
2. Die übrigen Vorschriften über die Anordnung und Dauer der Sicherungsverwahrung dürfen 
während der Übergangszeit nur nach Maßgabe einer strikten Prüfung der Verhältnismäßigkeit 
angewandt werden, die in der Regel nur gewahrt ist, wenn die Gefahr künftiger schwerer Ge-
walt- oder Sexualstraftaten des Betroffenen besteht.  
 
Der Senat hat die mit den Verfassungsbeschwerden angefochtenen Entscheidungen, die auf den 
verfassungswidrigen Vorschriften beruhen, aufgehoben, weil sie die Beschwerdeführer in ih-
rem Freiheitsgrundrecht und ihren verfassungsrechtlichen Vertrauensschutzbelangen verletzen, 
und die Sachen an die Fachgerichte zur erneuten Entscheidung zurückverwiesen.  
 
Der Entscheidung liegen im Wesentlichen folgende Erwägungen zugrunde:  
 
I. Völkerrechtsfreundliche Auslegung des Grundgesetzes  
 
1. Die Rechtskraft der Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts vom 5. Februar 2004 - 2 
BvR 2029/01 -, durch die die Aufhebung der früher für die Sicherungsverwahrung geltenden 
zehnjährigen Höchstgrenze und die Anwendung dieser Neuregelung auf die sog. Altfälle für 
verfassungsgemäß erklärt worden sind, stellt kein der Zulässigkeit der Verfassungsbeschwer-
den entgegenstehendes Prozesshindernis dar. Denn die Entscheidungen des Europäischen Ge-
richtshofs für Menschenrechte (EGMR), die neue Aspekte für die Auslegung des Grundgeset-
zes enthalten, stehen rechtserheblichen Änderungen gleich, die zu einer Überwindung der 
Rechtskraft einer Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts führen können. So verhält es 
sich hier im Hinblick auf das Urteil des EGMR vom 17. Dezember 2009, durch das dieser 
festgestellt hat, dass die rückwirkende Verlängerung der Sicherungsverwahrung sowohl gegen 
das Recht auf Freiheit aus Art. 5 der Europäischen Menschenrechtskonvention (EMRK) als 
auch gegen das in Art. 7 EMRK normierte Rückwirkungsverbot verstoßen.  
 
2. Die Europäische Menschenrechtskonvention steht zwar innerstaatlich im Rang unter dem 
Grundgesetz. Die Bestimmungen des Grundgesetzes sind jedoch völkerrechtsfreundlich auszu-
legen. Der Konventionstext und die Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofs für Men-
schenrechte dienen auf der Ebene des Verfassungsrechts als Auslegungshilfen für die Bestim-
mung von Inhalt und Reichweite von Grundrechten und rechtsstaatlichen Grundsätzen des 
Grundgesetzes.  
 
Die völkerrechtsfreundliche Auslegung erfordert keine schematische Angleichung der Aussa-
gen des Grundgesetzes mit denen der Europäischen Menschenrechtskonvention, sondern ein 
Aufnehmen ihrer Wertungen, soweit dies methodisch vertretbar und mit den Vorgaben des 
Grundgesetztes vereinbar ist.  
 
II. Verletzung des Freiheitsgrundrechts - Abstandsgebot  
 
Der in der Sicherungsverwahrung liegende schwerwiegende Eingriff in das Freiheitsgrundrecht 
ist nur nach Maßgabe strikter Verhältnismäßigkeitsprüfung und unter Wahrung strenger Anfor-
derungen an die zugrunde liegenden Entscheidungen und die Ausgestaltung des Vollzugs zu 
rechtfertigen. Die vorhandenen Regelungen über die Sicherungsverwahrung erfüllen nicht die 
verfassungsrechtlichen (Mindest-)Anforderungen an die Ausgestaltung des Vollzugs.  
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Die grundlegend unterschiedlichen verfassungsrechtlichen Legitimationsgrundlagen und 
Zwecksetzungen von Freiheitsstrafe und Sicherungsverwahrung erfordern einen deutlichen Ab-
stand des Freiheitsentzugs durch Sicherungsverwahrung zum Strafvollzug (sog. Abstandsge-
bot). Während die Freiheitsstrafe der Vergeltung schuldhaft begangener Straftaten dient, ver-
folgt der Freiheitsentzug des Sicherungsverwahrten allein präventive Zwecke, nämlich die Ver-
hinderung zukünftiger Straftaten. Er beruht nur auf einer Gefährlichkeitsprognose und legt dem 
Betroffenen im Sicherheitsinteresse der Allgemeinheit gleichsam ein Sonderopfer auf. Die Si-
cherungsverwahrung ist daher nur dann zu rechtfertigen, wenn der Gesetzgeber bei ihrer Aus-
gestaltung dem besonderen Charakter des in ihr liegenden Eingriffs hinreichend Rechnung und 
dafür Sorge trägt, dass über den unabdingbaren Entzug der „äußeren“ Freiheit hinaus weitere 
Belastungen vermieden werden. Dem muss durch einen freiheitsorientierten und therapiege-
richteten Vollzug Rechnung getragen werden, der den allein präventiven Charakter der Maßre-
gel sowohl gegenüber dem Untergebrachten als auch gegenüber der Allgemeinheit deutlich 
macht. Hierzu bedarf es eines Gesamtkonzepts der Sicherungsverwahrung mit klarer therapeu-
tischer Ausrichtung auf das Ziel, die von dem Untergebrachten ausgehende Gefahr zu minimie-
ren und auf diese Weise die Dauer der Freiheitsentziehung auf das unbedingt erforderliche Maß 
zu reduzieren. Die Perspektive der Wiedererlangung der Freiheit muss sichtbar die Praxis der 
Unterbringung bestimmen. Diese freiheitsorientierte Wahrung des Abstandsgebots trägt auch 
den Wertungen des Europäischen Gerichtshofs für Menschenrechte zu Art. 7 Abs. 1 EMRK 
Rechnung, der in seinem Urteil vom 17. Dezember 2009 der Sicherungsverwahrung aufgrund 
des fehlenden Abstands zum Strafvollzug Strafcharakter beigemessen und auf die Notwendig-
keit besonderer individueller Unterstützung des Sicherungsverwahrten abgestellt hat.  
 
Das verfassungsrechtliche Abstandsgebot ist für alle staatliche Gewalt verbindlich und richtet 
sich zunächst an den Gesetzgeber, dem aufgegeben ist, ein entsprechendes Gesamtkonzept der 
Sicherungsverwahrung zu entwickeln und normativ festzuschreiben. Dieses muss zumindest 
folgende Aspekte umfassen: Die Sicherungsverwahrung darf nur als letztes Mittel angeordnet 
und vollzogen werden. Etwa erforderliche therapeutische Behandlungen müssen schon wäh-
rend des vorangehenden Strafvollzugs so zeitig beginnen und intensiv durchgeführt werden, 
dass sie möglichst schon vor dem Strafende abgeschlossen werden. Spätestens zu Beginn des 
Vollzugs der Sicherungsverwahrung hat eine umfassende, modernen wissenschaftlichen An-
forderungen entsprechende Behandlungsuntersuchung stattzufinden, auf deren Grundlage ein 
Vollzugsplan zu erstellen und eine intensive therapeutische Betreuung des Sicherungsverwahr-
ten durch qualifizierte Fachkräfte stattzufinden hat, die eine realistische Entlassungsperspektive 
eröffnet. Hierzu ist die Mitwirkung des Betroffenen durch gezielte Motivationsarbeit zu för-
dern. Das Leben in der Sicherungsverwahrung ist, um ihrem spezialpräventiven Charakter 
Rechnung zu tragen, den allgemeinen Lebensverhältnissen anzupassen, soweit Sicherheitsbe-
lange nicht entgegenstehen. Dies erfordert zwar keine vollständige räumliche Loslösung vom 
Strafvollzug, aber eine davon getrennte Unterbringung in besonderen Gebäuden und Abteilun-
gen, die den therapeutischen Erfordernissen entsprechen, familiäre und soziale Außenkontakte 
ermöglichen und über ausreichende Personalkapazitäten verfügen. Ferner muss das gesetzliche 
Konzept der Sicherungsverwahrung Vorgaben zu Vollzugslockerungen und zur Entlassungs-
vorbereitung enthalten. Dem Untergebrachten muss zudem ein effektiv durchsetzbarer Rechts-
anspruch auf Durchführung der seine Gefährlichkeit reduzierenden Maßnahmen eingeräumt 
werden. Schließlich ist die Fortdauer der Sicherungsverwahrung in mindestens jährlichen Ab-
ständen gerichtlich zu prüfen.  
 
Diesen Anforderungen genügen die vorhandenen Regelungen über die Sicherungsverwahrung 
und folglich auch deren tatsächlicher Vollzug nicht. Vielmehr hat der Gesetzgeber die Siche-
rungsverwahrung immer mehr ausgeweitet, ohne dem bereits im Urteil des Bundesverfassungs-
gerichts vom 5. Februar 2004 konkretisierten Abstandsgebot Rechnung zu tragen. Das Institut 
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der Sicherungsverwahrung ist ohne Wahrung des Abstandsgebots insgesamt mit dem Freiheits-
grundrecht der Untergebrachten nicht zu vereinbaren. Bundes- und Landesgesetzgeber stehen 
gemeinsam in der Pflicht, ein freiheitsorientiertes und therapiegerichtetes Gesamtkonzept der 
Sicherungsverwahrung zu entwickeln, das keine maßgeblichen Fragen der Entscheidungsmacht 
von Exekutive oder Judikative überlässt, sondern deren Handeln in allen wesentlichen Berei-
chen bestimmt.  
 
III. Verletzung des Vertrauensschutzgebotes  
 
Zudem verletzten die mit den Verfassungsbeschwerden angegriffenen Vorschriften zur nach-
träglichen Verlängerung der Sicherungsverwahrung über die frühere Zehnjahreshöchstfrist hin-
aus und zur nachträglichen Anordnung der Sicherungsverwahrung das rechtsstaatliche Vertrau-
ensschutzgebot aus Art. 2 Abs. 2 Satz 2 in Verbindung mit Art. 20 Abs. 3 GG.  
 
Die Vorschriften enthalten einen schwerwiegenden Eingriff in das Vertrauen des betroffenen 
Personenkreises auf ein Ende der Sicherungsverwahrung nach Ablauf von zehn Jahren (in den 
sog. Altfällen) bzw. auf ein Unterbleiben der Anordnung der Sicherungsverwahrung (in den 
Fällen ihrer nachträglichen Anordnung). Angesichts des damit verbundenen schwerwiegenden 
Eingriffs in das Freiheitsgrundrecht kommt den betroffenen Vertrauensschutzbelangen verfas-
sungsrechtlich ein besonders hohes Gewicht zu, das durch die Wertungen der Europäischen 
Menschenrechtskonvention noch verstärkt wird. Nach der Wertung von Art. 7 Abs. 1 EMRK 
hat der unzureichende Abstand des Vollzugs der Sicherungsverwahrung von dem der Freiheits-
strafe zur Folge, dass sich das Gewicht des Vertrauens der Betroffenen einem absoluten Ver-
trauensschutz annähert. Des Weiteren sind auf Seiten der betroffenen Sicherungsverwahrten 
die Wertungen von Art. 5 EMRK zu berücksichtigen. Danach kommt - unter Berücksichtigung 
der Rechtsprechung des EGMR - eine Rechtfertigung der Freiheitsentziehung in den hier in 
Rede stehenden Fällen der nachträglich verlängerten bzw. angeordneten Sicherungsverwahrung 
praktisch nur unter den Voraussetzungen einer psychischen Störung im Sinne von Art. 5 Abs. 
1 Satz 2 Buchstabe e EMRK in Betracht. Die Vorschrift verlangt das Vorliegen einer zuverläs-
sig nachgewiesenen und fortdauernden psychischen Störung. Die gesetzlichen Regelungen 
müssen ihre Feststellung als ausdrückliche Tatbestandsvoraussetzung vorsehen. Die Rechtfer-
tigung der Freiheitsentziehung setzt zudem eine Ausgestaltung der Unterbringung des Betroffe-
nen voraus, die der Tatsache Rechnung trägt, dass er aufgrund einer psychischen Störung un-
tergebracht ist.  
 
Unter Berücksichtigung dieser Wertungen und in Anbetracht des erheblichen Eingriffs in das 
Vertrauen der in ihrem Freiheitsgrundrecht betroffenen Sicherungsverwahrten tritt der legitime 
gesetzgeberische Zweck der angegriffenen Vorschriften, die Allgemeinheit vor gefährlichen 
Straftätern zu schützen, weitgehend hinter das grundrechtlich geschützte Vertrauen des be-
troffenen Personenkreises zurück. Eine rückwirkend angeordnete oder verlängerte Freiheitsent-
ziehung durch Sicherungsverwahrung kann daher nur noch als verhältnismäßig angesehen  
werden, wenn der gebotene Abstand zur Strafe gewahrt wird, eine hochgradige Gefahr schwers-
ter Gewalt- oder Sexualstraftaten aus konkreten Umständen in der Person oder dem Verhalten 
des Untergebrachten abzuleiten ist und die Voraussetzungen des Art. 5 Abs. 1 Satz 2 EMRK 
erfüllt sind. Lediglich in solchen Ausnahmefällen kann noch von einem Überwiegen der öffent-
lichen Sicherheitsinteressen ausgegangen werden. Diesen Anforderungen genügen die hier in 
Rede stehenden Vorschriften nicht. Sie können auch nicht in einer Weise ausgelegt werden, 
dass ihre Verfassungsmäßigkeit noch gewahrt ist. IV. Übergangsregelung  
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Zur Vermeidung eines „rechtlichen Vakuums“ hat das Bundesverfassungsgericht die verfas-
sungswidrigen Vorschriften nicht für nichtig erklärt, sondern deren zeitlich befristete Weiter-
geltung angeordnet. Denn die Nichtigerklärung der einschlägigen Normen hätte zur Folge, dass 
es für die weitere Sicherungsverwahrung an einer Rechtsgrundlage fehlte und alle in der Siche-
rungsverwahrung untergebrachten Personen sofort freigelassen werden müssten, was Gerichte, 
Verwaltung und Polizei vor kaum lösbare Probleme stellen würde.  
 
 
Die Weitergeltungsanordnung muss im Hinblick auf den Umfang des vom Gesetzgeber zu er-
arbeitenden Gesamtkonzepts der Sicherungsverwahrung, die notwendige Schaffung zusätzli-
cher Personalkapazitäten sowie die Durchführung der für eine räumliche Trennung von Maß-
regel- und Strafvollzug erforderlichen Maßnahmen zwei Jahre betragen. Angesichts des mit der 
Sicherungsverwahrung verbundenen Grundrechtseingriffs ist es jedoch geboten, eine Über-
gangsregelung zu treffen, die die Wahrung verfassungsrechtlicher Mindestanforderungen si-
cherstellt. Im Hinblick auf die Vorschriften, die mit dem Vertrauensschutzgebot unvereinbar 
sind (III.), ist dabei auf das am 1. Januar 2011 in Kraft getretene Therapieunterbringungsgesetz 
zurückzugreifen. Mit diesem Gesetz hat der deutsche Gesetzgeber unter Berücksichtigung der 
besonderen Voraussetzungen der Europäischen Menschenrechtskonvention eine weitere Kate-
gorie für die Unterbringung psychisch gestörter und aufgrund ihrer Straftaten potentiell gefähr-
licher Personen geschaffen, die auf den aktuellen psychischen Zustand der Betroffenen und ihre 
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Anlage 7 
Gesetz zur Therapierung und Unterbringung 
psychisch gestörter Gewalttäter 





Stand: Geändert durch Art. 8 G v. 5.12.2012 I 2425 
 
§ 1 Therapieunterbringung 
 
(1) Steht auf Grund einer rechtskräftigen Entscheidung fest, dass eine wegen einer Straftat der 
in § 66 Absatz 3 Satz 1 des Strafgesetzbuches genannten Art verurteilte Person deshalb nicht 
länger in der Sicherungsverwahrung untergebracht werden kann, weil ein Verbot rückwirken-
der Verschärfungen im Recht der Sicherungsverwahrung zu berücksichtigen ist, kann das zu-
ständige Gericht die Unterbringung dieser Person ineiner geeigneten geschlossenen Einrichtung 
anordnen, wenn 
 
1. sie an einer psychischen Störung leidet und eine Gesamtwürdigung ihrer Persönlich  
    keit, ihres Vorlebens und ihrer Lebensverhältnisse ergibt, dass sie infolge ihrer psy- 
    chischen Störung mit hoher Wahrscheinlichkeit das Leben, die körperliche Unver-  
    sehrtheit, die persönliche Freiheit oder die sexuelle Selbstbestimmung einer anderen  
    Person erheblich beeinträchtigen wird, und 
 
2. die Unterbringung aus den in Nummer 1 genannten Gründen zum Schutz der Allge- 
    meinheit erforderlich ist. 
 
(2) Absatz 1 ist unabhängig davon anzuwenden, ob die verurteilte Person sich noch im Vollzug 



















Pressemitteilung des Kanzlers 17.12.2009  
Kammerurteil1  
M. gegen Deutschland (Beschwerde-Nr. 19359/04)  
 
NACHTRÄGLICHE VERLÄNGERUNG DER SICHERUNGSVERWAHRUNG ÜBER DIE 
ZULÄSSIGE HÖCHSTDAUER ZUR TATZEIT HINAUS NICHT GERECHTFERTIGT  
 
Verletzung von Artikel 5 § 1 (Recht auf Freiheit) und Artikel 7 § 1 (Keine Strafe ohne Gesetz) der 
Europäischen Menschenrechtskonvention  
 
Zusammenfassung des Sachverhalts  
Der Beschwerdeführer, M., ist deutscher Staatsbürger, 1957 geboren, und derzeit in der JVA 
Schwalmstadt in Haft. Er ist wegen schwerer Verbrechen vielfach vorbestraft und wurde zuletzt im 
November 1986 vom Landgericht Marburg wegen versuchten Mordes in Tateinheit mit Raub zu einer 
Freiheitsstrafe von fünf Jahren verurteilt. Zugleich ordnete das Gericht seine Unterbringung in der Si-
cherungsverwahrung an. Es stützte sich dabei auf ein neurologisches und psychiatrisches Expertengut-
achten, das den Beschwerdeführer als gefährlichen Straftäter einstufte und feststellte, dass sein Hang 
zur Gewalttätigkeit weitere schwere Körperverletzungsdelikte wahrscheinlich machte. Nach Verbüßung 
seiner Freiheitsstrafe beantragte der Beschwerdeführer zwischen 1992 und 1998 mehrmals erfolglos die 
Aussetzung seiner Unterbringung in der Sicherungsverwahrung zur Bewährung. In ihrer Ablehnung 
stützten sich die zuständigen Gerichte auf ein Expertengutachten und beriefen sich auf das gewalttätige 
und aggressive Verhalten des Beschwerdeführers in der Haft. Im April 2001 lehnte das Landgericht 
Marburg einen entsprechenden Antrag des Beschwerdeführers unter Verweis auf seine Gefährlichkeit 
erneut ab und ordnete seine Unterbringung in der Sicherungsverwahrung über die Gesamtdauer von 
zehn Jahren hinaus an. Das Oberlandesgericht Frankfurt am Main bestätigte die Entscheidung. Beide 
Gerichte beriefen sich auf § 67 d Absatz 3 des Strafgesetzbuches (StGB) in seiner Fassung nach der 
Änderung von 1998. Mit der Änderung, die auch auf die vor der Neuregelung angeordneten Fälle anzu-
wenden ist, wurde die früher vorgeschriebene Höchstgrenze von zehn Jahren bei einer erstmalig ange-
ordneten Sicherungsverwahrung gestrichen. Damit betrifft sie auch Straftäter, wie den Beschwerdefüh-
rer, die bei ihrer Verurteilung noch mit einem sicheren Ende der Sicherungsverwahrung nach zehn Jah-
ren rechnen konnten. Im Februar 2004 wies das Bundesverfassungsgericht die Verfassungsbeschwerde 
des Beschwerdeführers gegen diese Gerichtsentscheidungen in einem ausführlichen Leiturteil zurück, 
das auf die grundlegende Unterscheidung zwischen Strafen und Maßregeln der Besserung und Siche-
rung nach dem StGB verwies. Das absolute Rückwirkungsverbot für Strafen nach Artikel 103, Absatz 
2 GG sei auf Maßregeln der Besserung und Sicherung, wie die Sicherungsverwahrung, nicht anwendbar.  
 
Beschwerde, Verfahren und Zusammensetzung des Gerichtshofs  
Der Beschwerdeführer beklagte sich unter Berufung auf Artikel 5 § 1, dass seine fortwährende Haft sein 
Recht auf Freiheit verletze. Insbesondere trug er vor, dass es keinen ausreichenden Kausalzusammen-
hang zwischen seiner Verurteilung 1986 und seiner weiter andauernden Haft nach zehn Jahren in der 
Sicherungsverwahrung gebe. Weiter beklagte er sich unter Berufung auf Artikel 7 § 1, dass die rückwir-
kende Verlängerung seiner Sicherungsverwahrung das Verbot der nachträglichen Verhängung einer 
schwereren als die zur Tatzeit angedrohten Strafe verletze. Die Beschwerde wurde am 24. Mai 2004 
beim Europäischen Gerichtshof für Menschenrechte eingelegt. Das Urteil wurde von einer Kammer mit 
sieben Richtern gefällt, die sich wie folgt zusammensetzte:  
Peer Lorenzen (Dänemark), Präsident,  
Renate Jaeger (Deutschland),  
Karel Jungwiert (Tschechien),  
Mark Villiger (Liechtenstein),  
Isabelle Berro-Lefèvre (Monaco),  
Mirjana Lazarova Trajkovska (“ehemalige jugoslawische Republik Mazedonien”),  
Zdravka Kalaydjieva (Bulgarien), Richter  
und Claudia Westerdiek, Sektionskanzlerin.  
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Entscheidung des Gerichtshofs  
Artikel 5 § 1  
Der Gerichtshof unterstrich zunächst, dass die Sicherungsverwahrung des Beschwerdeführers vor Ab-
lauf der Zehnjahresfrist als Freiheitsentzug „nach Verurteilung“ durch ein zuständiges Gericht im Sinne 
von Artikel 5 § 1 (a) zulässig war. Im Hinblick auf die Sicherungsverwahrung über die Zehnjahresfrist 
hinaus stellte der Gerichtshof hingegen fest, dass es keinen ausreichenden Kausalzusammenhang zwi-
schen der Verurteilung des Beschwerdeführers und seinem fortdauernden Freiheitsentzug gab. Als das 
zuständige Gericht 1986 die Sicherungsverwahrung des Beschwerdeführers anordnete, bedeutete diese 
Entscheidung, dass er nur für eine klar festgeschriebene Höchstdauer in dieser Form der Haft bleiben 
konnte. Ohne die Änderung des StGB 1998 hätte die Strafvollstreckungskammer des zuständigen Ge-
richts die Dauer der Sicherungsverwahrung nicht verlängern können. Darüber hinaus befand der Ge-
richtshof, dass die von den Gerichten festgestellte Gefahr, dass der Beschwerdeführer im Falle seiner 
Freilassung weitere schwere Straftaten begehen könnte, nicht konkret und spezifisch genug war, um 
Artikel 5 § 1 (c) zu genügen. Weiterhin konnte der Beschwerdeführer nicht als „psychisch Kranker“ im 
Sinne von Artikel 5 § 1 (e) in der Sicherungsverwahrung bleiben, da das Oberlandesgericht Frankfurt 
am Main, im Gegensatz zu den früheren Gerichtsentscheidungen, festgestellt hatte, dass der Beschwer-
deführer an keiner krankhaften seelischen Störung leide. Der Gerichtshof kam daher einstimmig zu dem 
Schluss, dass die Sicherungsverwahrung des Beschwerdeführers über die Zehnjahresfrist hinaus Artikel 
5 § 1 verletzt. Artikel 7 § 1 Der Gerichtshof hatte in erster Linie darüber zu befinden, ob die Sicherungs-
verwahrung als Strafe im Sinne von Artikel 7 § 1 zu gelten hat. Dazu berücksichtigte er zunächst, dass 
diese Form der Haft genau wie eine gewöhnliche Haftstrafe einen Freiheitsentzug bedeutet und dass in 
der Praxis Häftlinge in der Sicherungsverwahrung in gewöhnlichen Gefängnissen untergebracht sind. 
Zwar werden ihnen Verbesserungen bei den Haftbedingungen eingeräumt, was jedoch nichts an der 
grundlegenden Ähnlichkeit zwischen dem Vollzug einer normalen Haftstrafe und einer Unterbringung 
in der Sicherungsverwahrung ändert. Dies wird auch darin deutlich, dass nach dem Strafvollzugsgesetz 
beide Formen der Haft dem doppelten Zweck dienen, die Öffentlichkeit zu schützen und den Strafge-
fangenen auf ein verantwortliches Leben in Freiheit vorzubereiten. Weiterhin nahm der Gerichtshof zur 
Kenntnis, dass derzeit in Deutschland keine ausreichende psychologische Betreuung speziell für die 
Bedürfnisse von Häftlingen in der Sicherungsverwahrung angeboten wird, die ihre Haftbedingungen 
grundlegend von denen normaler Langzeithäftlinge unterscheiden würde. Der Gerichtshof berief sich 
dabei auf die Ergebnisse zweier jüngerer Berichte des Menschenrechtskommissars des Europarats und 
des Europäischen Komitees zur Verhütung von Folter und unmenschlicher oder erniedrigender Behand-
lung oder Strafe (CPT) über die Sicherungsverwahrung in Deutschland. Der Gerichtshof unterstrich, 
dass es nach der gesetzlichen Neuregelung von 1998 keine Höchstdauer mehr für die Sicherungsver-
wahrung gibt und dass die Bedingung für ihre Aussetzung zur Bewährung – nämlich, dass vom Straftäter 
keine Gefahr mehr ausgehen darf – schwer zu erfüllen ist. Mithin handelt es sich um eine der härtesten 
Maßnahmen, die nach dem StGB angewendet werden können. Der Gerichtshof schlussfolgerte, dass es 
sich bei der Sicherungsverwahrung um eine Strafe im Sinne von Artikel 7 § 1 handelt. Ferner war der 
Gerichtshof nicht davon überzeugt, dass es sich bei der Verlängerung der Sicherungsverwahrung ledig-
lich um den Vollzug der Strafe handelte, die das zuständige Gericht ursprünglich verhängt hatte. Da der 
Beschwerdeführer nach der Rechtslage zur Tatzeit nur für eine Höchstdauer von zehn Jahren in der 
Sicherungsverwahrung hätte bleiben können, stellte die Verlängerung vielmehr eine zusätzliche Strafe 
dar, die ihm nachträglich auferlegt worden war. Der Gerichtshof kam daher einstimmig zu dem Schluss, 
dass eine Verletzung von Artikel 7 § 1 vorlag.  
Artikel 41 (gerechte Entschädigung) Der Gerichtshof sprach dem Beschwerdeführer 50.000 Euro für 










Änderung des Strafvollzugsgesetzes nach der 
Neuordnung der Sicherungsverwahrung 
 
Gesetz über den Vollzug der Freiheitsstrafe und der  
freiheitsentziehenden Maßregeln der Besserung und Sicherung 
(Strafvollzugsgesetz - StVollzG) 
 
Artikel 4 
Änderung des Strafvollzugsgesetzes 
 
Das Strafvollzugsgesetz vom 16. März 1976 (BGBI. I S. 581, 2088; 1977 I S. 436), das zuletzt 
durch Artikel 2 des Gesetzes vom 29. Juli 2009 (BGBI. S. 2274) geändert worden ist, wird wie 
folgt geändert: 
 
1. In der Inhaltsübersicht wird nach der Angabe zu § 119 folgende Angabe eingefügt:  
„§ 119a Strafvollzugsbegleitende gerichtliche Kontrolle bei angeordneter oder   










Quelle: Bundesgesetzblatt Jahrgang 2010 Teil I Nr. 68, ausgegeben zu Bonn am 31.12.2010 
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Anlage 10 
Änderung des Strafgesetzbuchs nach der Neuordnung 
der Sicherungsverwahrung 
§ 66c 
Ausgestaltung der Unterbringung in der Sicherungsverwahrung und des vorhergehen-
den Strafvollzugs 
(1) Die Unterbringung in der Sicherungsverwahrung erfolgt in Einrichtungen, die 
 1. dem Untergebrachten auf der Grundlage einer umfassenden Behandlungsuntersu-
chung und eines regelmäßig fortzuschreibenden Vollzugsplans eine Betreuung an-
bieten, 
  a) die individuell und intensiv sowie geeignet ist, seine Mitwirkungsbereitschaft 
zu wecken und zu fördern, insbesondere eine psychiatrische, psycho- oder so-
zialtherapeutische Behandlung, die auf den Untergebrachten zugeschnitten ist, 
soweit standardisierte Angebote nicht Erfolg versprechend sind, und 
  b) die zum Ziel hat, seine Gefährlichkeit für die Allgemeinheit so zu mindern, dass 
die Vollstreckung der Maßregel möglichst bald zur Bewährung ausgesetzt oder 
sie für erledigt erklärt werden kann, 
 2. eine Unterbringung gewährleisten, 
  a) die den Untergebrachten so wenig wie möglich belastet, den Erfordernissen der 
Betreuung im Sinne von Nummer 1 entspricht und, soweit Sicherheitsbelange 
nicht entgegenstehen, den allgemeinen Lebensverhältnissen angepasst ist, und 
  b) die vom Strafvollzug getrennt in besonderen Gebäuden oder Abteilungen er-
folgt, sofern nicht die Behandlung im Sinne von Nummer 1 ausnahmsweise et-
was anderes erfordert, und 
 3. zur Erreichung des in Nummer 1 Buchstabe b genannten Ziels 
  a) vollzugsöffnende Maßnahmen gewähren und Entlassungsvorbereitungen tref-
fen, soweit nicht zwingende Gründe entgegenstehen, insbesondere konkrete 
Anhaltspunkte die Gefahr begründen, der Untergebrachte werde sich dem Voll-
zug der Sicherungsverwahrung entziehen oder die Maßnahmen zur Begehung 
erheblicher Straftaten missbrauchen, sowie 
  b) in enger Zusammenarbeit mit staatlichen oder freien Trägern eine nachsorgende 
Betreuung in Freiheit ermöglichen. 
(2) Hat das Gericht die Unterbringung in der Sicherungsverwahrung im Urteil (§ 66), nach 
Vorbehalt (§ 66a Absatz 3) oder nachträglich (§ 66b) angeordnet oder sich eine solche 
Anordnung im Urteil vorbehalten (§ 66a Absatz 1 und 2), ist dem Täter schon im Strafvoll-
zug eine Betreuung im Sinne von Absatz 1 Nummer 1, insbesondere eine sozialtherapeu-
tische Behandlung, anzubieten mit dem Ziel, die Vollstreckung der Unterbringung 
(§ 67c Absatz 1 Satz 1 Nummer 1) oder deren Anordnung (§ 66a Absatz 3) möglichst 
entbehrlich zu machen.    
Quelle: www.bundesgesetzblatt.de 
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Anlage 11 
Änderung des Strafgesetzbuchs nach der Neuordnung 
der Sicherungsverwahrung 
 
§ 56c StGB Weisungen 
(1) Das Gericht erteilt dem Verurteilten für die Dauer der Bewährungszeit Weisungen, wenn er dieser 
Hilfe bedarf, um keine Straftaten mehr zu begehen. Dabei dürfen an die Lebensführung des Verurteilten 
keine unzumutbaren Anforderungen gestellt werden. 
(2) Das Gericht kann den Verurteilten namentlich anweisen, 
 1. Anordnungen zu befolgen, die sich auf Aufenthalt, Ausbildung, Arbeit oder Freizeit oder 
auf die Ordnung seiner wirtschaftlichen Verhältnisse beziehen, 
 2. sich zu bestimmten Zeiten bei Gericht oder einer anderen Stelle zu melden, 
 3. zu der verletzten Person oder bestimmten Personen oder Personen einer bestimmten Gruppe, 
die ihm Gelegenheit oder Anreiz zu weiteren Straftaten bieten können, keinen Kontakt auf-
zunehmen, mit ihnen nicht zu verkehren, sie nicht zu beschäftigen, auszubilden oder zu be-
herbergen, 
 4. bestimmte Gegenstände, die ihm Gelegenheit oder Anreiz zu weiteren Straftaten bieten kön-
nen, nicht zu besitzen, bei sich zu führen oder verwahren zu lassen oder 
 5. Unterhaltspflichten nachzukommen. 
(3) Die Weisung, 
 1. sich einer Heilbehandlung, die mit einem körperlichen Eingriff verbunden ist, oder einer 
Entziehungskur zu unterziehen oder 
 2. in einem geeigneten Heim oder einer geeigneten Anstalt Aufenthalt zu nehmen, 
darf nur mit Einwilligung des Verurteilten erteilt werden. 
(4) Macht der Verurteilte entsprechende Zusagen für seine künftige Lebensführung, so sieht das Gericht 











Quelle: http://dejure.org/gesetze/StGB/56c.html  
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§ 67c StGB Späterer Beginn der Unterbringung 
(1) Wird eine Freiheitsstrafe vor einer wegen derselben Tat oder Taten angeordneten Unterbringung 
vollzogen und ergibt die vor dem Ende des Vollzugs der Strafe erforderliche Prüfung, dass 
 1. der Zweck der Maßregel die Unterbringung nicht mehr erfordert oder 
 2. die Unterbringung in der Sicherungsverwahrung unverhältnismäßig wäre, weil dem Täter 
bei einer Gesamtbetrachtung des Vollzugsverlaufs ausreichende Betreuung im Sinne des 
§ 66c Absatz 2 in Verbindung mit § 66c Absatz 1 Nummer 1 nicht angeboten worden ist, 
setzt das Gericht die Vollstreckung der Unterbringung zur Bewährung aus; mit der Aussetzung tritt 
Führungsaufsicht ein. Der Prüfung nach Satz 1 Nummer 1 bedarf es nicht, wenn die Unterbringung in 
der Sicherungsverwahrung im ersten Rechtszug weniger als ein Jahr vor dem Ende des Vollzugs der 
Strafe angeordnet worden ist. 
(2) Hat der Vollzug der Unterbringung drei Jahre nach Rechtskraft ihrer Anordnung noch nicht begon-
nen und liegt ein Fall des Absatzes 1 oder des § 67b nicht vor, so darf die Unterbringung nur noch 
vollzogen werden, wenn das Gericht es anordnet. In die Frist wird die Zeit nicht eingerechnet, in welcher 
der Täter auf behördliche Anordnung in einer Anstalt verwahrt worden ist. Das Gericht ordnet den Voll-
zug an, wenn der Zweck der Maßregel die Unterbringung noch erfordert. Ist der Zweck der Maßregel 
nicht erreicht, rechtfertigen aber besondere Umstände die Erwartung, daß er auch durch die Aussetzung 
erreicht werden kann, so setzt das Gericht die Vollstreckung der Unterbringung zur Bewährung aus; mit 
der Aussetzung tritt Führungsaufsicht ein. Ist der Zweck der Maßregel erreicht, so erklärt das Gericht 






















Quelle: http://dejure.org/gesetze/StGB/67c.html  

























Hilfe zur Überwindung besonderer sozialer Schwierigkeiten 
(1) Personen, bei denen besondere Lebensverhältnisse mit sozialen Schwierigkeiten verbun-
den sind, ist Hilfe zur Überwindung dieser Schwierigkeiten zu gewähren, wenn sie aus eigener 
Kraft hierzu nicht fähig sind. Soweit der Hilfebedarf durch Leistungen nach anderen Bestim-
mungen dieses Gesetzes oder nach dem Achten Buch Sozialgesetzbuch (Kinder- und Jugend-
hilfe) gedeckt wird, gehen diese der Hilfe nach Satz 1 vor. 
(2) Die Hilfe umfaßt alle Maßnahmen, die notwendig sind, um die Schwierigkeiten abzuwen-
den, zu beseitigen, zu mildern oder ihre Verschlimmerung zu verhüten, vor allem Beratung und 
persönliche Betreuung für den Hilfesuchenden und seine Angehörigen, Hilfen zur Ausbildung, 
Erlangung und Sicherung eines Arbeitsplatzes sowie Maßnahmen bei der Erhaltung und Be-
schaffung einer Wohnung. Zur Durchführung der erforderlichen Maßnahmen ist in geeigneten 
Fällen ein Gesamtplan zu erstellen. 
(3) Die Hilfe wird ohne Rücksicht auf Einkommen und Vermögen gewährt, soweit im Einzel-
falle persönliche Hilfe erforderlich ist; im übrigen ist Einkommen und Vermögen der in § 28 
genannten Personen nicht zu berücksichtigen sowie von der Inanspruchnahme nach bürgerli-
chem Recht Unterhaltspflichtiger abzusehen, soweit dies den Erfolg der Hilfe gefährden würde. 
(4) Die Träger der Sozialhilfe sollen mit den Vereinigungen, die sich die gleichen Aufgaben 
zum Ziel gesetzt haben, und mit den sonst beteiligten Stellen zusammenarbeiten und darauf 
hinwirken, daß sich die Sozialhilfe und die Tätigkeit dieser Vereinigungen und Stellen wirksam 
ergänzen. 
(5) Das Bundesministerium für Gesundheit und Soziale Sicherung kann durch Rechtsverord-
nung mit Zustimmung des Bundesrates Bestimmungen über die Abgrenzung des Personenkrei-












Quelle: http://www.sozialgesetzbuch.de/gesetze/13/index.php?norm_ID=1307200  
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